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Die schleswig-holsteinische Landwirtschaft muss sich im Wettbewerb behaupten. Grundla-
ge für die Landwirtschaft sind nicht allein die von der Europäischen Union gesetzten Rah-
menbedingungen, sondern darüber hinaus regionale Besonderheiten, die für die Wettbe-
werbsfähigkeit relevant sind.

Die unterschiedlichen Förderungsmöglichkeiten und Förderungshöhen in den einzelnen
Bundesländern haben ebenfalls Einfluss auf die Wettbewerbsstellung der landwirtschaftli-
chen Betriebe.

Zur Beurteilung der Situation der schleswig-holsteinischen Betriebe im Vergleich zu den
Betrieben in den anderen Bundesländern fragen wir die Landesregierung:

1. Verbraucherschutz, BSE-Folgen
1.1. Welche finanziellen Entlastungen gewähren die einzelnen Bundesländer

den Schlachtbetrieben nach einem positiven BSE-Befund?

Bundesland
Baden-Württemberg Unmittelbar BSE-betroffenen Schlachtbetrieben wird der durchschnittliche

Wert der als spezifiziertes Risikomaterial zu entsorgenden Schlachttierkör-
per entschädigt.

Bayern Vorgesehen ist eine freiwillige Entschädigungsleistung an Schlachtstätten in
Höhe des Marktwertes der betroffenen Schlachtkörper mit einer bei der EG-
Kommission notifizierungspflichtigen Leistung von insgesamt 7 Mio. DM in
den Haushaltsjahren 2001 und 2002.

Brandenburg keine
Berlin keine
Bremen Vorgesehen ist eine Überbrückungshilfe im Einzelfall, wenn die Existenz des

Betriebes durch die Folgekosten bedroht ist.
Hamburg keine
Hessen Nach einem beschlossenen BSE-Sofortprogramm sollen alle wegen eines

BSE-Befundes gemaßregelten Schlachttierkörper nach dem gemeinen
Fleischwert finanziell entschädigt werden.

Mecklenburg-Vorpommern keine
Niedersachsen keine
Nordrhein-Westfalen Das Land übernimmt alle Kosten für die unschädliche Beseitigung. Sofern

der Schlachtbetrieb eine Charge von höchstens 40 Tierkörpern gebildet hat,
wird dem Besitzer zusätzlich der Wert des Tierkörpers  erstattet.

Rheinland-Pfalz Das Land übernimmt das Kostenrisiko der Schlachtbetriebe für unverschul-
dete Schäden durch mögliche Betriebsunterbrechungen auf Grund des Ver-
dachtes oder des Nachweises von BSE bei geschlachteten Rindern. Für die
in diesem Zusammenhang ggf. gemaßregelten Schlachttiere erfolgt zu-
nächst unbefristet ein finanzieller Ausgleich durch das Land, wenn entspre-
chende Maßnahmen zur Schadensminimierung (Chargenbildung etc.) ge-
troffen wurden.

Saarland Im Saarland wurde ein positiver BSE-Befund in einem Schlachtbetrieb noch
nicht erhoben.

Sachsen *) Erstattung des Schadens für die zu vernichtende Schlachtcharge bis maxi-
mal 30 Tiere. Erstattung der tatsächlich angefallenen Desinfektionskosten

Sachsen-Anhalt keine
Schleswig-Holstein keine
Thüringen Die Schlachtbetriebe erhalten Entschädigungen aus dem Landeshaushalt

für die Tierkörper und Nebenprodukte der Schlachtung, die auf behördliche
Anordnung unschädlich beseitigt wurden oder infolge einer Sicherstellung im
Rahmen der BSE-Untersuchung nicht mehr verkehrsfähig sind, und für die
Beseitigung dieser Tierkörper und Nebenprodukte.

* Die Angaben erfolgen vorbehaltlich der Bestätigung durch das Kabinett.
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1.2. Welche finanziellen Entlastungen gewähren die einzelnen Bundesländer
den Tierkörperbeseitigungsanlagen im Zusammenhang mit BSE und
MKS?

Bundesland
Baden-Württemberg Der Ministerrat beschloss am 10.07.01, den vom 01.01. -

30.06.01 durch das Verfütterungsverbot von Tiermehl entste-
henden Mehraufwand bei der Beseitigung von Schlachtabfäl-
len sowie den Mehraufwand bei der Beseitigung von SRM aus
Schlachtungen für das gesamte Jahr 2001 bis zu einer Höhe
von insgesamt 19 Mio. DM zu übernehmen.

Bayern Die Staatsregierung beschloss ein Sofortprogramm für die
durch die BSE-Krise erforderliche Entsorgung von Tiermehl
und Tierfett.

Brandenburg keine
Berlin Die an die beauftragte Firma zu zahlende Entsorgungspau-

schale für die Tierkörperbeseitigung wurde aufgrund der BSE-
Situation und den daraus resultierenden Folgen (SRM-
Entscheidung, Tiermehlverfütterungsverbot) erhöht. Nach In-
krafttreten des Tiermehlverfütterungsverbotes wurde vorhan-
denes Tiermehl auf Kosten der Besitzer entsorgt. Landesmittel
wurden nicht zur Verfügung gestellt.

Bremen keine
Hamburg keine
Hessen keine
Mecklenburg-Vorpommern keine
Niedersachsen keine
Nordrhein-Westfalen Für das Haushaltsjahr 2001 wird den Kreisen und kreisfreien

Städten ein einmaliger Betrag von 10 Mio. DM für BSE-
bedingte Mehrkosten  zur Verfügung gestellt.

Rheinland-Pfalz Das Land übernimmt die durch das Verfütterungsverbot ent-
stehenden zusätzlichen Kosten der Tierkörperbeseitigung und
die zusätzlich anfallenden Kosten der unschädlichen Beseiti-
gung des spezifizierten Risikomaterials bis zum 30.09.2001.

Saarland keine
Sachsen Übernahme der bei der Verbrennung und dem Transport zur

Verbrennung von Tierkörpermehl und Tierfett aus Tierkörper-
teilen anfallenden Kosten (vorbehaltlich der Bestätigung durch
das Kabinett).

Sachsen-Anhalt keine
Schleswig-Holstein Ein einmaliger Betrag von 3,1 Mio. DM wurde in Abhängigkeit

vom Ergebnis des Notifizierungsverfahrens für BSE-bedingte
Mehrkosten den Tierkörperbeseitigungspflichtigen zur Verfü-
gung gestellt.

Thüringen keine
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1.3. In welcher Höhe sind in den einzelnen Bundesländern Mittel für die
Entsorgungskosten von Tiermehl bereitgestellt worden?

Bundesland
Baden-Württemberg keine
Bayern Das Land beabsichtigt, die für die Verbrennung von Tiermehl

und Tierfett und für den Transport zur Verbrennung nachge-
wiesenen Kosten, höchstens 220 DM/Tonne, zu übernehmen
Die Maßnahme, für die in den Haushaltsjahren 2001 und 2002
insgesamt 99 Mio. DM bereitstehen, ist notifizierungspflichtig.
Sie ist zunächst befristet bis zum 31.03.2002.

Berlin Die Kosten der an die beauftragte Firma zu zahlenden Entsor-
gungspauschale für die Tierkörperbeseitigung haben sich an-
nähernd verdoppelt.

Brandenburg keine
Bremen keine
Hamburg keine
Hessen keine
Mecklenburg-Vorpommern Direkt keine. Die Kosten werden jedoch indirekt finanziert, in-

dem das Land aufgrund einer Erhöhung der Entgelte für die
Tierkörperbeseitigungsanstalten freiwillig ein Drittel der Kosten
für die Beseitigung von in landwirtschaftlichen Betrieben ge-
fallenen Nutztieren übernimmt.

Niedersachsen keine Angabe
Nordrhein-Westfalen keine
Rheinland-Pfalz k.A.

Sachsen* Übernahme der bei der Verbrennung und dem Transport zur
Verbrennung von Tierkörpermehl und Tierfett aus Tierkörper-
teilen anfallenden Kosten bis 210,- DM je Tonne (vorbehaltlich
der Bestätigung durch das Kabinett).

Sachsen-Anhalt keine
Schleswig-Holstein keine
Thüringen keine. Die Kosten werden durch die Erhebung von Gebühren

bzw. Entgelten gedeckt.
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1.4. In welcher Höhe sind in den einzelnen Bundesländern Mittel für die Über-
nahme der Entsorgungskosten von tiermehlhaltigen Futtermittelbestän-
den und tierfetthaltige Milchaustauscher bereitgestellt worden?

Bundesland
Baden-Württemberg Im Rahmen der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern

Bereitstellung von 2.540.000 DM für die Entsorgung und Entschädigung der
Alt-Bestände in landwirtschaftlichen Betrieben durch den Bund.

Noch keine Regelung der Alt-Futtermittel bei Herstellern und Händlern.
Bayern Es sind 15 Mio. DM bereitgestellt worden.
Berlin Es sind keine nennenswerten Entsorgungskosten entstanden.
Brandenburg Keine Bereitstellung von Mitteln für die Entsorgung von tiermehlhaltigen

Futtermitteln.
Bremen
Hamburg Keine Bereitstellung von Mitteln.
Hessen •  580.000 DM Bundesmittel für die Entsorgung der Alt-Bestände in land-

wirtschaftlich Betrieben im Rahmen der Verwaltungsvereinbarung.
•  700.000 DM aus dem Sofortprogramm "Konsequenzen aus der BSE-

Krise" des Landes Hessen für die Entsorgung der Alt-Bestände bei
Futtermittelherstellern und -händlern.

Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe
Niedersachsen Keine Bereitstellung von Landesmitteln für die Übernahme der Entsor-

gungskosten, jedoch Vorleistungen für die Entschädigung der Futtermittel
aus landwirtschaftlichen Betrieben im Hinblick auf die Kostenübernahme
durch den Bund.

Nordrhein-Westfalen •  Entsorgung der Futtermittel-Altbestände in landwirtschaftlichen Betrie-
ben auf der Grundlage der Verwaltungsvereinbarung Bund/Länder.

•  Landesseitig keine Mittel für die Entsorgung von Futtermittel-
Altbeständen auf Hersteller- und Händlerebene.

Rheinland-Pfalz Auf der Grundlage der Verwaltungsvereinbarung Bund/Länder Übernahme
der Entsorgungskosten und des Wertausgleichs für Altbestände aus land-
wirtschaftlichen Betrieben durch den Bund.

Saarland Es wurden keine Mittel zur Entsorgung bereitgestellt.
Sachsen Der Freistaat Sachsen beauftragte eine Firma mit der Entsorgung. Da der

entsprechende Dienstleistungsvertrag noch nachverhandelt wird, ist über
die Höhe der Entsorgungskosten noch keine exakte Aussage möglich. Im
Rahmen der Bund/Länder/Verwaltungsvereinbarung zur Entsorgung und
Entschädigung der landwirtschaftlichen Betriebe übernimmt der Bund die
Kosten für ca. 770 t Futtermittel.

Sachsen-Anhalt Im Rahmen der Bund/Länder-Verwaltungsvereinbarung zur Entsorgung
und Entschädigung der landwirtschaftlichen Betriebe wurden 910.000 DM
bereitgestellt.

Schleswig-Holstein Im Rahmen der Bund-/Ländervereinbarung wurden für die Entsorgung und
den Wertausgleich  für Alt-Futtermittel in landwirtschaftlichen Betrieben
1.510.000 DM durch den Bund bereitgestellt.

Thüringen •  Im Rahmen der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern
Bereitstellung von 829.000 DM für die Entsorgung und Entschädigung
der Alt-Bestände in landwirtschaftlichen Betrieben durch den Bund.

•  Verwaltungsvereinbarung für den bereich Händler und Hersteller e-
benfalls geplant.
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2.1. Werden in einzelnen Bundesländern die Kosten für die Untersuchung von
Futtermitteln auf Tiermehlrückstände von den Ländern getragen?
Falls ja, welche Bundesländer sind dies?

Bundesland
Baden-Württemberg Die Kosten der amtlichen Futtermittelüberwachung werden

vom Land getragen.
Von Dezember 2000 bis April 2001 konnten Landwirte Zu-
kauffuttermittel kostenlos auf Tiermehlrückstände untersuchen
lassen.

Bayern Es wurden die Kosten für freiwillige Futtermitteluntersuchun-
gen bei den Landwirten übernommen.

Berlin nein
Brandenburg nein
Bremen
Hamburg Die Kosten werden im Rahmen der amtlichen Futtermittelkon-

trolle getragen.
Hessen Die Kosten der amtlichen Futtermittelkontrolle werden vom

Land getragen.
Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe
Niedersachsen Die Kosten der amtlichen Futtermittelkontrolle werden vom

Land getragen außer wenn Beanstandungen zu Ordnungs-
widrigkeitenverfahren führen.

Nordrhein-Westfalen 550.000 DM Landesmittel für das Jahr 2001 zur Stärkung von
Eigenkontrollmaßnahmen in landwirtschaftlichen Betrieben
(ca. 6.000 Futtermittelproben).

Rheinland-Pfalz Keine Übernahme der Kosten für Privatproben.
Saarland Sämtliche Untersuchungskosten auf Tiermehlrückstände wur-

den vom Land getragen.
Sachsen Der Freistaat Sachsen trägt ausschließlich die Kosten für die

Untersuchung von Futtermitteln im Rahmen der amtlichen
Futtermittelüberwachung.

Sachsen-Anhalt Die Kosten der amtlichen Futtermittelüberwachung werden
vom Land getragen. Bei Anlass von Amtshandlungen sind die
Futtermitteluntersuchungen kostenpflichtig.

Schleswig-Holstein Die Kosten der amtlichen Futtermittelüberwachung werden
durch das Land getragen.

Thüringen ja
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2.2. Welche Kosten entstehen in den einzelnen Bundesländern je BSE-Test?

Bundesland
Baden-Württemberg Im Juni durchschnittlich 95 DM (einschl. MWSt.). Die Kosten

sind durch Beteiligung privater Labors variabel und aufgrund
des Wettbewerbs deutlich rückläufig.

Bayern Durchschnittlich 110 DM pro Tier (einschl. MWSt.), die sich
zusammen setzen aus ca. 60 DM Testkitkosten und ca. 50
DM Personal- und Overheadkosten. Die Kosten je Test
schwanken jedoch zwischen 60 DM und 150 DM.

Berlin 150,- DM Untersuchungskosten pro Test
Brandenburg 100,- DM pro Test; 10,- DM pro Probenahme
Bremen BIO-RAD-Test: bis 30.04.2001: 85,- DM, ab 01.05.2001: 77,-

DM, Prionics-Test:  ca. 73,- DM; incl. jeweils 10,- DM f. Pro-
benahme und -transport.

Hamburg ca. 100,- DM pro Tier
Hessen 156,47 DM pro Test.
Mecklenburg-Vorpommern Im Rahmen des TSE-Überwachungsprogramms werden für

den BIO-RAD-Test 45,09 DM und den Western-Blot Prionics-
Test 44,92 DM abgerechnet, jeweils ohne MwSt, Personal-
und Verwaltungskosten (entspricht dem Erstattungsbetrag
durch die EU gemäß Entscheidung 2000/773/EG vom
30.11.00). Der volle Gebührensatz für Tests bei über 24 Mo-
nate alten Schlachttieren beträgt derzeit 71,20 DM.

Niedersachsen 100,- DM/Test zuzügl. Probenentnahme und Versand.
Nordrhein-Westfalen 101,- DM/Test zuzügl. Kosten für Probenentnahme zwischen

2,- und 20,- DM.
Rheinland-Pfalz Die Untersuchungskosten betragen pro Test bei schlachteten

Rindern 90,- DM
Saarland keine Angabe
Sachsen fleischhygienerechtlich: BSE-Test 85,- DM, Probenahme 15,-

DM; TSE-Überwachung: BSE-Test 90,- DM, Probenahme
40,- DM.

Sachsen-Anhalt Schnelltest Prionic 75,- DM / Probe;
Schnelltest ELISA 60,- DM / Probe.

Schleswig-Holstein 1.7. bis 30. 11.01 :  für Rinder >24 <30 Monate  76,00 DM
                                für Rinder >30 Monate         48,70 DM
1.12. bis 31.12.01:  für Rinder >24 <30 Monate  45,96 DM
                                für Rinder >30 Monate         22,50 DM

Thüringen 95,- DM pro Test
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2.3. Werden in einigen Bundesländern die Kosten für BSE-Tests vollständig
vom Land übernommen?
Wenn ja von welchen?

Bundesland
Baden-Württemberg Bis zum 30.06.01 wurden die Kosten für die amtlichen BSE-

Tests an Schlachtrindern vom Land getragen. Ab 01.07.01
werden dafür kostendeckende Gebühren erhoben.

Bayern nein
Berlin Für untersuchungspflichtige Tiere werden vom Land Berlin kei-

ne Kosten für BSE-Tests übernommen. Das Land trägt im
Rahmen eines Sonderprogramms nur die Kosten für BSE-
Tests für Rinder im Alter unter 24 Monaten.

Brandenburg nur im Rahmen des TSE-Überwachungsprogramms (veren-
dete, not- und krankgeschlachtete Rinder).

Bremen nein
Hamburg nein
Hessen Im Rahmen eines BSE-Soforthilfeprogramms sollen die Kosten

der amtlich durchgeführten BSE-Schnelltests befristet bis zum
31.12.2001 in voller Höhe übernommen werden. Abhängig ist
dies noch von der Notifizierung des Programms durch die EU.

Mecklenburg-Vorpommern Das Land übernimmt vollständig die Testkosten für BSE-
Untersuchungen gem. § 4 der TSE-Überwachungsverordnung
vom 11.04.01. Darüber hinaus erfolgt keine Kostenübernahme
des Landes.

Niedersachsen nein
Nordrhein-Westfalen Die Kosten werden von den Schlachtbetrieben getragen.
Rheinland-Pfalz Das Land übernimmt die Kosten für die Laboruntersuchungen

mittels BSE-Schnelltests (Personal und Sachkosten) bis zum
30.09.2001.

Saarland ja
Sachsen nein
Sachsen-Anhalt Die Kosten im Bereich der Fleischhygiene werden von den

Schlachtbetrieben getragen. Testkosten für verendete und
getötete Rinder werden  aus dem Landeshaushalt aufgebracht.

Schleswig-Holstein Für amtliche BSE-Tests werden im Rahmen der Fleischhygie-
ne kostendeckende Gebühren erhoben. Die Kosten der tier-
seuchenrechtlichen Tests werden vom Land getragen.

Thüringen nein
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2.4. In welchen Ländern werden BSE-Tests vom Land bezuschusst und in
welcher Höhe?

Bundesland
Baden-Württemberg Den baden-württembergischen Rinderhaltern soll für die

durch BSE-Tests entstehenden Mindererlöse beim Vermark-
ten des Schlachtviehs ein teilweiser finanzieller Ausgleich
gewährt werden, der sich an der Höhe der Gebühr für den
Test orientiert.

Bayern Im Rahmen eines von der EG-Kommission noch nicht notifi-
zierten Sonderprogramms beteiligt sich Bayern an den Kos-
ten für die gesetzlich vorgeschriebenen BSE-Schnelltests.
Für die Zeit vom 06.12.00 bis 18.03.01 durchgeführten
Schnelltests wurden pauschal 80,-- DM erstattet. Seit
19.03.01 werden 60 % der Laborkosten, jedoch höchsten 80,-
DM je Test für in Bayern erzeugte und geschlachtete Rinder
mit einem Alter von über 24 Monaten erstattet.

Berlin keine Angabe
Brandenburg nur im Rahmen des TSE-Überwachungsprogramms, keine

Bezuschussung bei der Untersuchung von Schlachtrindern.
Bremen Vorgesehen ist eine Bezuschussung in der Größenordnung

des Erstattungsbetrages, der von der EU gewährt wird (15
Euro).

Hamburg Die BSE-Tests werden nicht vom Land bezuschusst.
Hessen Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.
Mecklenburg-Vorpommern Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.
Niedersachsen Nein, mit Verweis auf die begrenzte EU-Kofinanzierung.
Nordrhein-Westfalen Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.
Rheinland-Pfalz Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.
Saarland Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.
Sachsen Für fleischhygienerechtliche BSE-Tests werden seit dem

1.7.01  Gebühren erhoben. Bisher wurden diese vom Land
aufgebracht. Seit dem 1.7.01 werden die Kosten für die Pro-
benahme in Höhe von 15,- DM vom Land getragen. Für die
im Rahmen der TSE-Überwachung durchgeführten Tests er-
folgt eine Erstattung der Probenahmekosten in Höhe von 40,-
- DM an die Kommunen.

Sachsen-Anhalt Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.
Schleswig-Holstein Auf die Antwort zu Frage 2.3 wird verwiesen.
Thüringen Das Land trägt 30,- DM pro Test, die übrigen Kosten werden

durch Gebühren ausgeglichen.
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2.5. In welcher Höhe beteiligen sich die Bundesländer an der BSE-Forschung?

Baden-Württemberg Landesforschungsprogramm zur TSE-Bekämpfung , Gesamtvolumen 15 Mio. DM,
Laufzeit 5 Jahre (3 Mio. DM pro Jahr)

Bayern Für die BSE-Forschung von Mitte 2001 bis Mitte 2003 (2 Projektjahre) insgesamt 20
Mio. DM vorgesehen (jeweils 10 Mio. DM im Bereich StMWFK und im Bereich
StMBEV)

Brandenburg keine Landesmittel
Hessen Hessen beteiligt sich derzeit nicht an spezifischen BSE-Forschungsprojekten. Nach

Vorliegen eines bundeseinheitlich abgestimmten Gesamtkonzeptes zum Thema BSE
wird sich Hessen entsprechend der vorhandenen Forschungskapazitäten dabei ein-
bringen.

Nordrhein-Westfalen In den nächsten 3 Jahren Unterstützung  für wissenschaftliche Vorhaben im Bereich
der BSE-Forschung mit Gesamtfördervolumen von 1,5 Mio. DM durch das Ministerium
für Schule, Wissenschaft und Forschung.
Für drei Jahre Förderung durch das Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz des Vorhabens „BSE-Testentwicklung am lebenden
Tier“ mit einem Betrag von 600.000 DM

Rheinland-Pfalz Forschungsaktivitäten werden durch das Land Rheinland-Pfalz schwerpunktmäßig über
das Förderprogramm „Neue Technologien und Umwelt“ unterstützt.

Sachsen-Anhalt keine Landesmittel
Sachsen Sachsen plant für die BSE-Forschung 5 Mio. DM, verteilt auf 5 Jahre, zur Verfügung zu

stellen.
Schleswig-Holstein Schleswig-Holstein stellt 330.000,-- DM für die Einrichtung einer Forschergruppe an der

CAU mit dem Schwerpunkt Lebensmittelqualität und -Sicherheit als Anschubfinanzie-
rung zur Verfügung.

2.6. In welchen Bundesländern werden zur Verbesserung der Schlachttechni-
ken Landesmittel zur Verfügung gestellt und in welcher Höhe?

Bundesland
Baden-Württemberg Hierzu sind Prüfungen im Gange.
Bayern für 2001/2002 10 Mio. DM
Berlin keine
Brandenburg keine
Bremen keine
Hamburg keine
Hessen keine
Mecklenburg-Vorpommern keine
Niedersachsen Das Land wird sich an den Forschungsvorhaben der BAFF und des BgVV zur

Entwicklung neuer Schlachttechnologien beteiligen. Über die Höhe der finanziel-
len Beteiligung steht das Land  in Verhandlungen mit dem BMVEL. An dem For-
schungsprojekt ist ein niedersächsischer Schlachtbetrieb beteiligt.

Nordrhein-Westfalen In einigen Schlachtbetrieben werden Untersuchungen zur Verbesserung der
Schlachttechniken durchgeführt. Landesmittel werden nicht zur Verfügung ge-
stellt.

Rheinland-Pfalz keine
Saarland keine
Sachsen Es gibt kein landeseigenes Förderprogramm. Im Rahmen der bundesweiten

„GAK-Grundsätze für die Förderung im Bereich der Marktstrukturverbesserung“
können Schlachtbetriebe für Investitionen Zuschüsse in Höhe von bis zu 35 %
der beihilfefähigen Kosten erhalten, an denen sich das Land zu einem geringen
Anteil beteiligt. Bisher hat noch kein Unternehmen einen Antrag gestellt.

Sachsen-Anhalt keine
Schleswig-Holstein keine
Thüringen keine. Sofern Anträge gestellt würden, könnte eine Förderung aus der Gemein-

schaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" erfol-
gen.
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2.7. Welche Anstrengungen haben die einzelnen Bundesländer zur Verstär-
kung der Kontrollen (z. B. Futtermittelkontrollen) im Sinne eines verbes-
serten Verbraucherschutzes unternommen?

Bundesland
Baden-Württemberg •  Erhöhung der amtlichen Futtermittelproben von 1.250 auf mindestens 3.000 pro Jahr.

•  Größere Priorität der Probenahme auf unerwünschte, verbotene und unzulässig eingesetzte
Stoffe.

•  Erhöhung der Proben bei Tierhaltern und von Einzelfuttermitteln.
Bayern •  Die Futtermittelkontrolle wird neu strukturiert und personell verstärkt (Übergang in das neue

Ministerium für Gesundheit, Ernährung und Verbraucherschutz).
•  Einrichtung eines zentralen Sachgebietes Futtermittelwirtschaft zur Durchführung des fachlichen

und rechtlichen Vollzugs für ganz Bayern (9 Mitarbeiter).
•  Umsetzung des nationalen Kontrollplans
•  Probenahme bei Herstellern und Großhändlern
•  Abwicklung von Zulassungsverfahren
•  Zusammenarbeit mit anderen Behörden
•  Einrichtung eines eigenen staatlichen Labors.
•  Verstärkung der Landratsämter durch einen Veterinärassistenten zur Unterstützung der Voll-

zugsbehörde.
•  Erhöhung der Proben von 2.500/Jahr auf ca. 7.000/Jahr.
•  Untersuchung von 5.000 Proben auf tierische Bestandteile in einem neu eingerichteten staatli-

chen Mikroskopielabor.
Berlin Umsetzung des nationalen Kontrollplans.
Brandenburg •  Verstärkte amtliche Kontrolle zur Überwachung des Verfütterungsverbotsgesetzes (zusätzlich

1.500 Futtermittelproben bei Futtermittelherstellern, 1.000 Futtermittelproben bei Landwirten)
•  Mindestens einmal jährlich Kontrolle aller Viehhalter.

Bremen k.A.
Hamburg Risikoorientiertere Kontrollen.
Hessen •  Nationales Kontrollprogramm ist Standard.

•  Situationsbedingt nach landesspezifischen Bedürfnissen.
Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe
Niedersachsen •  Steigerung der Kontrolldichte auf Tiermehl/Tierfett zwischen Dezember 2000 und Mai 2001 um

3.200 Proben.
•  Steigerung der Kontrolldichte ab 2002 nach dem nationalen Kontrollprogramm um das Drei- bis

Vierfache.
•  Teilweise freiwillige offene Deklaration bei Rinderfutter.
•  Teilweise freiwilliger Verzicht auf noch zugelassene Antibiotika in der Mittel- und Endmast von

Schweinen.
Nordrhein-Westfalen Intensivierung der Futtermittelkontrollen (etwa das dreifache Probenaufkommen).
Rheinland-Pfalz •  Die Anzahl der Proben und die Intensität der Kontrollen bei Herstellern sollen erhöht werden.

•  Der Personalbestand der amtlichen Futtermittelkontrolle  soll verstärkt werden.
Saarland •  Erhöhung der Probenahmen in landwirtschaftlichen Betrieben bei Handel und Herstellern über

die geforderte Anzahl des nationalen Kontrollprogramms hinaus, speziell für den Bereich der
Untersuchung auf Tiermehle.

•  Verstärkung des Personals in der amtlichen Futtermittelüberwachung durch Verlagerung von
Personal aus anderen Bereichen.

•  Erhöhung der Mittel für die Untersuchung von Futtermitteln, insbesondere für die Erhöhung der
Probenanzahl und der Analysen.

Sachsen Die amtliche Futtermittelüberwachung wurde personell verstärkt, um die Kontrolldichte zu erhöhen.
Sachsen-Anhalt •  Übertragung der Zuständigkeiten der Futtermittelüberwachung auf die Landkreise/kreisfreien

Städte und Zusammenfassung der Zuständigkeiten mit der Lebensmittelsicherheit.
•  Intensivierung der Futtermittelkontrollen (risiko- und zielorientierter).
•  Dienstliche Fortbildungen.

Schleswig-Holstein •  Intensivierung der amtlichen Futtermittelüberwachung.
- Übernahme des nationalen Kontrollprogramms,
- Personelle Verstärkung der amtlichen Futtermittelüberwachung im Außendienst um zwei Perso-

nen,
- Erhöhung der Sachkosten für Probenahme und Analytik,
- Verstärkung der Probenahme auf landwirtschaftlichen Betrieben.

Thüringen •  Umsetzung des nationalen Kontrollprogramms und Festlegung der Zuständigkeiten im Rahmen
des Verfütterungsverbotsgesetzes.

•  484 mikroskopische Rückstandsuntersuchungen auf Tierkörper-/Fischmehl.



Drucksache 15/xxxx Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode

12

2.8. In welcher Höhe sind in den Bundesländern Mittel zur Verbesserung der
Qualitätssicherungssysteme bereitgestellt worden und welche Maßnah-
men sind dies im einzelnen?

Bundesland
Baden-Württemberg •  k.A.
Bayern •  Bereitstellung von 30 Mio. DM für die Förderung von Qua-

litätssicherungssystemen im Rahmen der Verbraucheriniti-
ative
Bayern 2001/2002.

•  Entwicklung einer gläsernen Produktion
•  Prüfung des Aufbaus von geschlossenen Produktketten
•  Entwicklung eines bayerischen Qualitätssiegels (überge-

setzliche Kriterien, mehrstufiges Kontrollsystem)
Berlin k.A.
Brandenburg 785.000.- DM
Bremen Keine Bereitstellung von Mitteln zur Verbesserung der Quali-

tätssicherungssysteme.
Hamburg Bisher keine Mittelbereitstellung für Firmenprogramme und im

Behördenbereich.
Hessen 20.0000,- DM
Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe
Niedersachsen •  Keine finanziellen Mittel zur Verbesserung der Qualitätssi-

cherungssysteme, da Sicherungssysteme in eigener Ver-
antwortung der Wirtschaft erwartet werden.

•  Forderung nach rechtsverbindlichen Eigenkontrollsyste-
men.

Nordrhein-Westfalen 50.000,- DM
Rheinland-Pfalz Keine Bereitstellung von Mitteln zur Verbesserung der Quali-

tätssicherungssysteme.
Saarland K.A.
Sachsen 100.000,- DM
Sachsen-Anhalt 200.000,- DM
Schleswig-Holstein •  Geplant sind bis zu 500.000,- DM für die Einführung der

Qualitätstore
Thüringen k.A.
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2.9. In welcher Höhe werden Mittel für das regionale Agrarprodukt-Marketing
in den Bundesländern bereitgestellt?

Mittel für das Agrarprodukt-Marketing in den Bundesländern ( Ansätze Haushalt 2001)

Bundesland Messen/Aus-
stellungen

zentral-
regionale Pro-

jekte

Absatzförderung von
Qualitätsprodukten

Baden-Württemberg 1.200.000,- DM 500.000,- DM 3.500.000,- DM
Bayern 1.688.000,- DM 535.000,- DM 3.780.000,- DM
Berlin IGW: 330.000,- DM
Brandenburg 1.640.000,- DM 1.000.000, DM
Bremen keine Mittel
Hamburg IGW: 100.000,- DM
Hessen 360.000,- DM 345.000,- DM 1.775.000,- DM
Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe
Niedersachsen 300.000,- DM 650.000,- DM 240.000,- DM
Nordrhein-Westfalen 600.000,- DM 490.000,- DM 980.000,- DM
Rheinland-Pfalz Insgesamt Marketingförderung: 2.215.00,- DM
Saarland keine Angabe
Sachsen 600.000- DM 1.000.000,- DM 98.000,- DM
Sachsen-Anhalt 800.000,- DM 280.000,- DM 1.400.000,- DM
Schleswig-Holstein 260.000,- DM 365.000,- DM 500.000,- DM
Thüringen keine Angabe
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2.10. Welche Kosten entstehen der Landwirtschaft bei den Fleischbeschauge-
bühren und wonach richtet sich die Gebührenhöhe in den einzelnen Bun-
desländern?

Bundesland
Baden-Württemberg Die Gebühren werden in Höhe der In Anhang A Kapitel I der Richtlinie 89/73 EWG

enthaltenen Pauschalbeträge bei den Schlachtbetrieben erhoben. Werden die
tatsächlichen Kosten aufgrund von Überschreitungen der festgelegten Zeitwerte
nicht gedeckt, können für diese Betriebe die Pauschalbeiträge entsprechend der
Zeitüberschreitung bis höchstens zum 3 1/2fachen angehoben werden.

Bayern Die Fleischbeschaugebühren werden dem Schlachtenden von der zuständigen
Gebietskörperschaft in Rechnung gestellt. Grundlage sind i. d. R. die einzelbe-
trieblich entstehenden Kosten.

Berlin Es werden kostendeckende Gebühren nach der Verordnung über die Erhebung
von Gebühren im Gesundheits- und Sozialwesen v. 28.06.1988 erhoben.

Brandenburg Es werden den Schlachtbetrieben kostendeckende Gebühren in Rechnung ge-
stellt (2,90 DM bis 11,40 DM je Schwein oder 9,50 DM bis 28,30 DM je Rind).

Bremen Die Kosten für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung betragen pro Rind 10,40
DM, ab 01.07.2001 12,40 DM, pro Kalb 7,90 DM,
pro Schwein 2,92 DM. Sie werden nach dem Kostendeckungsprinzip gem. Richtli-
nie EWG 96/4, umgesetzt in der Bremer Kostenverordnung, erhoben.

Hamburg Die Gebührenhöhe richtet sich nach der Hamburger Gebührenordnung für das
öffentliche Gesundheitswesen (Anlage 21).

Hessen Die Gebührenhöhe richtet sich nach der Verwaltungskostenordnung, Teilbereich
Fleischhygienegebühren (Anlage 1).

Mecklenburg-Vorpommern Die Gebührenhöhe, berechnet nach dem Kostendeckungsprinzip, richtet sich
nach der Veterinärverwaltungskostenordnung v. 23.09.1999 (GVOBl. M-V. S.
507), die die Finanzierungsrichtlinie 85/73/EWG umsetzt.

Niedersachsen Die Höhe richtet sich nach der Gebührenordnung für die Veterinärverwaltung v.
19.12.2000 (Anlage 2).

Nordrhein-Westfalen Die Gebührenhoheit liegt bei den Kreisordnungsbehörden, die die Gebührenhöhe
durch Satzung regeln. Das Land achtet auf die Einhaltung der Grundsätze der
Finanzierungsrichtlinie.

Rheinland-Pfalz Es werden kostendeckende Gebühren erhoben. Die Gebührenhoheit liegt bei den
zuständigen kommunalen Gebietskörperschaften.

Saarland Die Gebührenhöhe der Amtshandlungen im Rahmen der Schlachttier- und
Fleischuntersuchung werden durch Satzungen der Gemeindeverbände bestimmt
(Anlagen 15 - 20)

Sachsen Rinder: 8,42 - 19,60 DM; Schweine: 2,93 - 15,40 DM;
Die Kosten werden nach dem Kostendeckungsprinzip gem. EU-Recht, umgesetzt
in der Verordnung über Verwaltungskosten für amtliche Untersuchungen nach
Fleischhygienerecht und LMBG, erhoben.

Sachsen-Anhalt Gebühren für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung werden nach der Allge-
meinen Gebührendordnung des Landes kostendeckend erhoben. Die Gebühr
erhöht sich bei der Durchführung der BSE-Tests um 75,-- DM/Untersuchung und
20,-- DM/Probenentnahmen und Versand. Kostenträger sind die Schlachtbetriebe

Schleswig-Holstein Für die Schlachttier- und Fleischuntersuchung werden kostendeckende Gebühren
erhoben, die den Schlachtbetrieben in Rechnung gestellt werden. Die Höhe der
Rahmengebühr richtet sich nach der Landesverordnung zur Änderung der Lan-
desverordnung über Verwaltungsgebühren in Angelegenheiten der Veterinärver-
waltung in der jeweils geltenden Fassung.

Thüringen Die Gebühren werden nach dem Kostendeckungsprinzip nach  Vorgaben des
Gemeinschaftsrechts für jeden Schlachtbetrieb  ermittelt. Da die Anhebung über
die EG-Pauschalgebühr hinaus nur unter Berücksichtigung der besonderen Ge-
gebenheiten in den Betrieben erfolgen kann, ist die Gebührenhöhe für jeden
Schlachtbetrieb unterschiedlich. Rechtsgrundlage ist das Thüringer Ausführungs-
gesetz zum Fleischhygienegesetz und Geflügelfleischhygienegesetz vom
4.3.2000.



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode Drucksache 15/xxxx

15

2.11. Wer bringt in den einzelnen Bundesländern die Mittel für die Tierseuchen-
kasse auf und wie hoch ist jeweils der Anteil der Landwirtschaft?

Bundesland
Baden-Württemberg Die Tierseuchenkasse wird zu 100 v. H. von der Landwirtschaft getragen. Ein Zuschuss

zur Durchführung der Gesundheitsdienste wird zur Zeit nicht gewährt.
Bayern Die Tierseuchenkasse finanziert sich durch Beiträge der Tierhalter und  Erträge.
Berlin Die Mittel für die Tierseuchenkasse werden je zur Hälfte von den Tierbesitzern und vom

Land getragen.
Brandenburg Mittel für die TSK werden ausschließlich durch Beiträge der Tierhalter aufgebracht; Bei-

hilfen des Landes werden je nach Haushaltslage bereitgestellt.
Bremen In Bremen existiert keine Tierseuchenkasse oder eine entsprechende Einrichtung. Ent-

schädigungen nach TierSG werden zunächst vom Senator für Wirtschaft in voller Höhe
geleistet. Zu gegebener Zeit werden die Kosten in einem Umlageverfahren von allen in
Bremen ansässigen Landwirten in Höhe von 50 % der tatsächlich angefallenen Kosten
erhoben.

Hamburg Die Tierseuchenkasse finanziert sich im Falle von Seuchenausbrüchen aus Beiträgen
der Landwirtschaft, ist jedoch bereits seit Jahren beitragsfrei.

Hessen Das Land Hessen erstattet der Tierseuchenkasse:
•  in voller Höhe Entschädigungen und Kostenerstattungen für Tiere, für die nach den

Vorschriften des Tierseuchengesetzes keine Tierseuchenkassenbeiträge zu erheben
sind,

•  zur Hälfte Entschädigungen und Kostenerstattungen für Tiere, für die nach den Vor-
schriften des Tierseuchengesetzes Tierseuchenkassenbeiträge zu erheben sind,

•  zur Hälfte Beihilfen und Kostenerstattungen und zur Hälfte die Aufwendungen für
den Tiergesundheitsschutz betreffenden Maßnahmen.

•  Die Tierseuchenkasse trägt Gebühren oder privatrechtliche Vergütungen für die
Beseitigung der Tierkörper von Tieren, für die Beitragspflicht besteht. Die Landkreise
und kreisfreien Städte einerseits sowie das Land Hessen andererseits erstatten der
Tierseuchenkasse jeweils ein Drittel der Kosten.

Mecklenburg-Vorpommern Haushaltsmittel für die Tierseuchenkasse werden durch die Beiträge der Tierhalter finan-
ziert.

Niedersachsen Bei Pflichtleistungen und Entschädigungen aufgrund angeordneter Untersuchungen trägt
das Land 50 %. Die restl. 50 % werden aus dem Beitragsvolumen der Tierhalter erstattet.

Nordrhein-Westfalen Haushaltsmittel für die Tierseuchenkasse ergeben sich aus Beiträgen der Tierhalter, die
durch Verordnung des Fachministeriums festgesetzt werden. Darüber hinaus werden
freiwillige Leistungen der Tierseuchenkassen grundsätzlich in Höhe von 50 % durch das
Land bezuschusst. In den Fällen, in denen im Rahmen einer freiwilligen Bekämpfungs-
leitlinie dem Tierhalter eine Ausmerzungsbeihilfe gewährt werden soll, wird diese allein
aus Mitteln der Tierseuchenkasse ohne Landesbeteiligung bestritten.

Rheinland-Pfalz Die Tierseuchenkasse erhält finanzielle Mittel durch Beitragszahlungen der Tierhalter.
Ausgezahlte Entschädigungen sowie Erstattungen von Kosten für Tötung und Beseiti-
gung werden zu 50 % vom Land erstattet.

Saarland Die Mittel der Tierseuchenkasse speisen sich aus den Beiträgen der Rinder-, Schweine-,
Einhufer- und Schafhalter.

Sachsen Die Mittel für die Tierseuchenkasse werden aus Beiträgen der Tierhalter aufgebracht;
Zuschüsse gewährt das Land den Tiergesundheitsdiensten und bei der Bekämpfung
anzeige-
pflichtiger Tierseuchen nach Maßgabe der Haushalsplanes. Die Beiträge der Tierhalter
entsprechen einem Anteil von 30 - 40 %.

Sachsen-Anhalt Haushaltsmittel für die Tierseuchenkasse ergeben sich aus Beiträgen der Tierhalter
(Haushaltsjahr 2000: 4.819.400 DM) und Zuweisungen des Landes (2000: 3.222.500
DM).

Schleswig-Holstein Der Tierseuchenfonds erhält seine Mittel zu 100 % aus der Landwirtschaft. Entschädi-
gungen für landwirtschaftliche Nutztiere werden zu gleichen Teilen vom Tierseuchen-
fonds und vom Land getragen.

Thüringen Die Tierseuchenkasse als Solidargemeinschaft der Landwirte wird ausschließlich durch
Beiträge der Tierhalter finanziert.
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2.12. Wer bringt in den einzelnen Bundesländern die Mittel für die IBR- und
BHV-Sanierung auf und wie hoch ist jeweils der Anteil der Landwirt-
schaft?

Bundesland
Baden-Württemberg Die Kosten für die Bekämpfung der BHV1 teilen sich das Land, die Tier-

seuchenkasse und die Tierbesitzer jeweils zu einem Drittel.
Bayern Die BHV1-Sanierung wird von der Tierseuchenkasse finanziert und mit

staatlichen Mitteln von ca. 12 % der Kosten (derzeit bei 1,6 Mio. DM/Jahr)
bezuschusst.

Berlin Fehlanzeige.
Brandenburg Im Rahmen der BHV1-Sanierung werden Kosten für Impfstoffe und Pro-

benentnahmen durch die TSK, für diagnostische Untersuchungen aus
dem Landeshaushalt, für die Durchführung der Impfung durch die Tier-
halter getragen.

Bremen Die Kosten sind in voller Höhe von den Landwirten zu tragen.
Hamburg 50 % Land, 50 % Tierseuchenkasse
Hessen BHV1:

Das Land trägt die Untersuchungskosten des Untersuchungsamtes.
Die Tierseuchenkasse trägt die Kosten für die Bereitstellung des Impf-
stoffes und der Diagnostika.
Der Tierhalter trägt die Kosten für die Probenentnahme und die Durchfüh-
rung der Impfungen.

IBR/IPV:
Die Tierseuchenkasse trägt die Kosten für die Impfstoffe und das Untersu-
chungsmaterial.

Mecklenburg-Vorpommern Finanzielle Mittel werden auf Grundlage einer Beihilfesatzung zu je 50 %
vom Land und von der Tierseuchenkasse für Impfstoff-, Untersuchungs-
und Probenahmekosten bereitgestellt. Ab 2002 werden für Impfstoffe kei-
ne Mittel mehr bereitgestellt.

Niedersachsen Für die IBR- und die BVD-Sanierung existiert in Niedersachsen ein freiwil-
liges Sanierungs- und Kontrollprogramm. Die beigetretenen Betriebe wer-
den bzgl. der Untersuchungen und Impfungen unterstützt; an diesen Kos-
ten beteiligt sich das Land zu 50 %.

Nordrhein-Westfalen Die BHV 1-Bekämpfung erfolgt auf freiwilliger Basis. Das Land bezu-
schusst die Kosten für die Untersuchung von Blut- und Milchproben und
hat hierfür 2001 1 Mio. DM zur Verfügung gestellt.

Rheinland-Pfalz Die BHV1-Bekämpfung erfolgt auf freiwilliger Basis. Die Tierseuchenkasse
trägt für die dem Sanierungsverfahren angeschlossenen Betriebe 50 %
der Kosten der Laboruntersuchung. Die übrigen Kosten trägt der Tierhal-
ter.

Saarland Im Rahmen des derzeit durchgeführten freiwilligen Sanierungsverfahrens
trägt der Landwirt die Sanierungskosten zu 100 %. Die Laboruntersu-
chungskosten in der staatlichen Untersuchungseinrichtung werden von der
Solidarkasse der Viehhalter, der Tierseuchenkasse, getragen.

Sachsen Die BHV1-Sanierung wird aus Mitteln der Tierseuchenkasse und des Lan-
des getragen. Der Anteil der öffentlichen Hand beträgt etwa 60 %.

Sachsen-Anhalt 50 % Eigenmittel der Tierseuchenkasse (Beiträge der Landwirte),
50 % Landeshaushalt.

Schleswig-Holstein Der Tierseuchenfonds zahlt die Untersuchungskosten für die Kontrollun-
tersuchungen in BHV1-freien Beständen und Ausmerzungsbeihilfen von
200 DM je Reagent. Die restlichen Kosten tragen die Tierhalter.

Thüringen Bei der BHV1-Sanierung trägt die Tierseuchenkasse die Kosten für  die
Hälfte der benötigten Impfdosen bei bis zu 70 % des gemeldeten Tierbe-
standes. Das Land trägt die Kosten für die Untersuchung freier Bestände
und von Sanierungsbeständen. Die Tierhalter tragen die Kosten für die
Impfgebühren und 1,3 Impfdosen.
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2.13 Werden in den einzelnen Bundesländern Mittel für den Aufbau einer DNA-
Rinderdatenbank bereitgestellt?
Wenn ja, in welchen Bundesländern und in welcher Höhe?

Bundesland
Baden-Württemberg In Baden-Württemberg ist vorgesehen, insgesamt 500.000

DM für zwei Pilotprojekte zum Aufbau einer DANN-
Rinderdatenbank bereitzustellen.

Bayern keine Angabe
Berlin nein
Brandenburg nein
Bremen Die Einrichtung einer Gen-Datenbank wird befürwortet. So-

fern es zu einer solchen Einrichtung kommt, ist Bremen be-
reit, sich gemäß seinen Verpflichtungen anteilig an  den
Kosten zu beteiligen.

Hamburg nein
Hessen nein
Mecklenburg-Vorpommern nein
Niedersachsen nein
Nordrhein-Westfalen keine Angabe
Rheinland-Pfalz nein
Saarland nein
Sachsen nein
Sachsen-Anhalt Für 2001 sollen Mittel aus dem Landeshaushalt bereitgestellt

werden, die Höhe der Mittel wird zurzeit noch verhandelt.
Künftig soll die Finanzierung durch die Rinderhalter erfolgen.

Schleswig-Holstein nein
Thüringen Nein. Die Thematik befindet sich derzeit in der Diskussion.
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2.14. In welcher Höhe werden in den Ländern Tierkörperbeseitigungsgebühren
und Beiträge zur Tierseuchenkasse erhoben? **

Bundesland
Baden-Württemberg Von den Landwirten werden keine Tierkörperbeseitigungsgebühren erhoben. Die

Beiträge zur Tierseuchenkasse richten sich nach der Satzung der Tierseuchen-
kasse Baden-Württemberg.

Bayern Die Kosten für die Tierkörperbeseitigung werden zu je einem Drittel von Beseiti-
gungspflichtigen, Tierseuchenkasse und Staat getragen.  Die Gebührenhöhe ist im
Land uneinheitlich.

Berlin keine Angabe
Brandenburg Die Tierkörperbeseitigungsgebühren richten sich nach der Entgeltliste des Landes

vom 02.12.2000 (Anlage 4).
Bremen Die Tierkörperbeseitigungsgebühren richten sich nach dem Ortsgesetz über die

Erhebung von Gebühren für die Beseitigung von Tierkörpern, Tierkörperteilen und
tierischen Erzeugnissen (Anlage 14).

Hamburg Die Tierkörperbeseitigungsgebürhen richten sich nach Entgeltlisten der Tierkör-
perbeseitigungsanstalten (Beispiel s. Anlage 5)

Hessen Die Tierkörperbeseitigungsgebühren richten sich nach Entgeltlisten der Tierkör-
perbeseitigungsanstalten (Beispiel s. Anlage 5).

Mecklenburg-Vorpommern Für die Tierkörperbeseitigung werden Entgelte durch die SARIA Bio-Industries
GmbH erhoben, deren Höhe sich nach einer Entgeltliste richtet. Die Beiträge zur
Tierseuchenkasse richten sich nach der Beitragssatzung, die jährlich angepasst
wird.

Niedersachsen Die Tierkörperbeseitigungsgebühren richten sich nach "Entgeltsatzungen" der
Beseitigungspflichtigen. Die Beseitigung von SRM-Kadavern (Rind, Schaf, Ziege)
liegt in einer Größenordnung von 250,- DM beim Rind und 50,- DM beim Schaf.
Beiträge zur Tierseuchenkasse sind der Satzung über die Erhebung von Tierseu-
chenbeiträgen zu entnehmen (Anlage 6).

Nordrhein-Westfalen keine Angabe
Rheinland-Pfalz Die Tierkörperbeseitigungsgebühren werden nach der Gebührensatzung des

Zweckverbandes Tierkörperbeseitigung in Rheinland-Pfalz, im Saarland, im
Rheingau-Taunus-Kreis und im Landkreis Limburg-Weilburg erhoben (Anlage 7),
die Beiträge zur Tierseuchenkasse nach der Beitragssatzung der Tierseuchenkas-
se Rheinland-Pfalz (Anlage 8).

Saarland Die Tierkörperbeseitigungsgebühren werden nach der Gebührensatzung des
Zweckverbandes Tierkörperbeseitigung in Rheinland-Pfalz, im Saarland, im
Rheingau-Taunus-Kreis und im Landkreis Limburg-Weilburg erhoben (Anlage 7, s.
Rheinland-Pfalz).
Die Tierseuchenkassenbeiträge für das Jahr 2001  betragen für
- Pferde: zurzeit beitragsfrei;
- Rinder: je Tier 6,00 DM, Mindestbeitrag 12,00 DM;
- Schweine: je Tier 1,60 DM, Mindestbeitrag 5,00 DM;
- Schafe: je Tier 4,50 DM, Mindestbeitrag 9,00 DM.

Sachsen Die Tierkörperbeseitigungskosten werden jeweils zu einem Drittel von Land, Tier-
seuchenkasse und Landkreise bzw. kreisfreien Städten getragen. Die Kosten für
die Beseitigung von Tierkörperteilen werden durch Gebühren getragen.

Sachsen-Anhalt Die Tierkörperbeseitigungsgebühren richten sich nach der Entgeltliste für die un-
schädliche Beseitigung von Tierkörpern, Tierkörperteilen und Erzeugnissen im
Land (Anlage 9). Die Beiträge zur Tierseuchenkasse werden durch Satzung gere-
gelt (Anlage 10).

Schleswig-Holstein Die Beiträge richten sich nach der Landesverordnung über die Meldung des Tier-
bestandes, die Beiträge zum Tierseuchenfonds und für die Tierkörperbeseitigung
in der derzeit gültigen Fassung (Anlage 11).

Thüringen Die Tierkörperbeseitigungsgebühren und -entgelte richten sich nach der Gebüh-
rensatzung des Zweckverbandes Tierkörperbeseitigung Thüringen (Anlage 12),
die Tierseuchenkassenbeiträge nach der Satzung der Thüringer Tierseuchenkas-
se über die Erhebung von Tierseuchenkassenbeiträgen (Anlage 13).

** Die Höhe der Beiträge zur Tierseuchenkasse in den einzelnen Bundesländern ergibt sich aus der beigefüg-
ten Übersicht des BMVEL vom 10.04.2001 (Anlage 3).
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2.15. Wie wird die MKS-Impfstoffbank in den einzelnen Ländern finanziert?

Bundesland
Baden-Württemberg 50 % Tierseuchenkasse, 50 % Landeshaushalt
Bayern Der Vertrag mit BAYER AG ist gekündigt. Ein neuer Partner

steht derzeit noch nicht fest. Bisher wurde der bayerische
Anteil aus dem Staatshaushalt bezahlt (ca. 3,2 bis 3,7 Mio.
DM). Intern beteiligt sich die Tierseuchenkasse mit der Hälfte.

Berlin aus dem Landeshaushalt
Brandenburg aus dem Landeshaushalt
Bremen anteilig aus Landesmitteln gemäß der Verpflichtung Bremens

als Bundesland
Hamburg zu 100 % aus dem Landeshaushalt
Hessen Die Kosten des Impfstoffes tragen Land und Tierseuchenkas-

se zu gleichen Teilen, die Impfgebühren werden zu einem
Drittel vom Land und zu zwei Dritteln von der Tierseuchen-
kasse getragen.

Mecklenburg-Vorpommern Die Finanzierung der MKS-Impfstoffbank erfolgt z. Zt. auf der
Grundlage eines 10-Jahres-Vertrages mit der Bayer-AG-
Leverkusen vom 13.01.1992. Es handelt sich um eine Anteil-
finanzierung auf Basis der vorhandenen Großvieheinheiten in
den einzelnen Bundesländern.

Niedersachsen 50 % Tierseuchenkasse; 50 % Landeshaushalt
Nordrhein-Westfalen 50 % Tierseuchenkasse; 50 % Landeshaushalt. Die Gesamt-

aufwendungen betragen 1,3 Mio. DM jährlich.
Rheinland-Pfalz 50 % Tierseuchenkasse, 50 % Landeshaushalt
Saarland Die Kosten für die MKS-Impfstoffbank bei der Fa. Rhone Me-

rieux in Pirbright United Kingdom werden hälftig von den
Tierhaltern/Tierseuchenkasse und dem Land getragen.

Sachsen aus dem Landeshaushalt
Sachsen-Anhalt aus dem Landeshaushalt
Schleswig-Holstein aus Mitteln des Tierseuchenfonds
Thüringen aus dem Landeshaushalt
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3. Förderung landwirtschaftlicher Betriebe
3.1. Prämienförderung
3.1.1. Wann wurden Flächen- und Tierprämien (einschließlich Vorauszahlungen)

in den Jahren 2000 und 2001 in den einzelnen Bundesländern gezahlt?

Bei den Tierprämien haben alle Bundesländer mit Ausnahme von Berlin und Rheinland-
Pfalz auf Anfrage hin die entsprechenden Daten geliefert. Das Land Niedersachsen teilte
die Termine für die Endzahlungen der Rindersonderprämie (inkl. Extensivierungsprämie)
sowie für die Allgemeine Schlachtprämie (inkl. der Zusatzprämie) nicht mit.. Die gemelde-
ten Daten sind in den nachfolgende Tabellen zusammengestellt. Die Angaben, die sich nur
auf die gemeldeten dreizehn Länder beziehen, lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Im Antragsjahr 1999 haben bei der Rindersonderprämie 8, der Mutterkuhprämie 7 und der
Mutterschafprämie 11 Länder einen Vorschuss gezahlt. Bei der Extensivierungsprämie hat
kein Land einen Zuschuss gewährt. Die allgemeine Schlachtprämie und die Zusatzprämie
zur Schlachtprämie wurden erst im Jahre 2000 eingeführt. Die Vorschusszahlungen bei den
Rinderprämien lagen in dem Zeitraum zwischen November und Februar, die der Mutter-
schafprämie zwischen August und April. Schleswig-Holstein zahlte mit Ausnahme der Mut-
terschafprämie – hier erfolgte die Zahlung im September –, wie in den Vorjahren auch, kei-
nen Vorschuss. Die Schlusszahlung erfolgte in Bayern und Schleswig-Holstein im März,
während die Mehrzahl der Länder im Juni zahlte.

Für die Prämienanträge 2000 zahlten bei der Rindersonderprämie 12, der Mutterkuhprämie
10 (ohne SH), der Allgemeinen Schlachtprämie 10, der Zusatzprämie zur Schlachtprämie 5
und der Mutterschafprämie 14 Länder einen Vorschuss. Die Vorschusszahlungen fielen bei
den Rinderprämien in den Zeitraum zwischen November und Juni (Schleswig-Holstein Ap-
ril/Juni). Die Endzahlung erfolgte - soweit angegeben - mit Ausnahme von Hamburg bei
allen Ländern im Juni. Bei der Mutterschafprämie lag die Vorschusszahlung zwischen Au-
gust und Dezember (Schleswig-Holstein Oktober) und die Schlusszahlung in dem Zeitraum
März bis Juni (Schleswig-Hostein Juni).

Die Flächenprämie wurde zur Ernte 2000 bundeseinheitlich zum 30.11.2000 ausgezahlt.
Für die Zahlung zur Ernte 2001 wird wiederum angestrebt, diese bundeseinheitlich zum
30.11.2001 zu bewirken.
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Sonderprämie für männliche Rinder
Bundesland für das Jahr 1999 für das Jahr 2000

1. Vorschuss Endzahlung 1. Vorschuss Endzahlung
Baden-Württemberg 06/00 02/01 06/01
Bayern 11/99 03/00 01 - 03/01 06/01
Berlin
Brandenburg 31.12.99 30.06.00 28.02.01 30.06.01
Bremen 30.6.00 30.06.01
Hamburg 04.06.00 06.07.01
Hessen 30.06.00 30.04.01 29.06.01
Mecklenburg-Vorpommern 31.12.99 30.06.00 28.02.01 30.06.01
Niedersachsen 02.11.99 31.01.01
Nordrhein-Westfalen 12/99 04/00 11/99 - 04/00 06/00
Rheinland-Pfalz
Saarland 29.02.00 30.06.00 30.03.01 29.06.01
Sachsen 28.02.01 29.06.01
Sachsen-Anhalt 31.01.00 30.06.00 15.03.01 30.06.01
Schleswig-Holstein 23.03.00 05/01 - 06/01 06/01 - 07/01
Thüringen 30.11.99 31.05.00 19.12.00 30.06.01

Extensivierungsprämie zur Sonderprämie
Bundesland für das Jahr 1999 für das Jahr 2000

Endzahlung Endzahlung
Baden-Württemberg 06/00 06/01
Bayern 03/00 06/01
Berlin
Brandenburg 30.06.00 30.06.01
Bremen 30.06.00 30.06.01
Hamburg 04.06.00 06.07.01
Hessen 30.06.00 29.06.01
Mecklenburg-Vorpommern 30.06.00 30.06.01
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen 04/00 06/01
Rheinland-Pfalz
Saarland 30.6.00 29.06.01
Sachsen 29.06.01
Sachsen-Anhalt 30.06.00 30.06.01
Schleswig-Holstein 23.03.00 06/01 - 07/01
Thüringen 31.05.00 30.06.01

Mutterkuhprämie
Bundesland für das Jahr 1999 für das Jahr 2000

1. Vorschuss Endzahlung 1. Vorschuss Endzahlung
Baden-Württemberg 06/00 02/01 06/01
Bayern 11/99 03/00 01/01 06/01
Berlin
Brandenburg 31.01.00 30.06.00 31.01.01 30.06.01
Bremen 30.05.00 30.06.01
Hamburg 04.05.00 06.07.01
Hessen 30.06.00 30.04.01 29.06.01
Mecklenburg-Vorpommern 31.12.99 30.06.00 31.01.01 30.06.01
Niedersachsen 31.03.00 30.04.01
Nordrhein-Westfalen 12/99 03/00 - 05/00 12/00 - 03/01 06/01
Rheinland-Pfalz
Saarland 31.01.00 30.06.00 30.03.01 29.06.01
Sachsen 31.01.01 29.06.01
Sachsen-Anhalt 15.12.99 30.06.00 21.02.01 30.06.01
Schleswig-Holstein 29.06.00 06/01 - 07/01
Thüringen 30.11.99 30.04.00 19.12.00 30.06.01
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Extensivierungsprämie zur Mutterkuhprämie
Bundesland für das Jahr 1999 für das Jahr 2000

Endzahlung Endzahlung
Baden-Württemberg 06/00 06/01
Bayern 03/00 06/01
Berlin
Brandenburg 30.06.00 30.06.01
Bremen 30.05.00 30.06.01
Hamburg 04.05.00 06.07.01
Hessen 30.06.00 29.06.01
Mecklenburg-Vorpommern 30.06.00 30.06.01
Niedersachsen 31.03.00 30.04.01
Nordrhein-Westfalen 03/00 - 05/00 06/01
Rheinland-Pfalz
Saarland 30.06.00 29.06.01
Sachsen 29.06.01
Sachsen-Anhalt 30.06.00 30.06.01
Schleswig-Holstein 29.02.00 06/01 - 07/01
Thüringen 30.04.00 30.06.01

Allgemeine Schlachtprämie
Bundesland für das Jahr 2000

1. Vorschuss Endzahlung
Baden-Württemberg 02/01 06/01
Bayern 01 - 03/01 06/01
Berlin
Brandenburg 30.03.01 30.06.01
Bremen 30.6.01
Hamburg 06.07.01
Hessen 30.04.01 29.06.01
Mecklenburg-Vorpommern 30.3.01 30.6.01
Niedersachsen 31.01.01
Nordrhein-Westfalen 11/00 - 06/01
Rheinland-Pfalz
Saarland 30.03.01 29.06.01
Sachsen 07.03.01 29.06.01
Sachsen-Anhalt 29.06.01
Schleswig-Holstein 04/01 - 07/01 06/01 - 07/01
Thüringen 19.12.00 30.06.01
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Zusatzprämie zur Schlachtprämie
Bundesland für das Jahr 2000

1. Vorschuss Endzahlung
Baden-Württemberg 06/01
Bayern 06/01
Berlin
Brandenburg 30.03.01 30.06.01
Bremen 30.6.01
Hamburg 06.07.01
Hessen 30.04.01 29.06.01
Mecklenburg-Vorpommern 30.03.01 30.06.01
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen 01 - 06/01
Rheinland-Pfalz
Saarland 30.03.01 29.06.01
Sachsen 07.03.01 29.06.01
Sachsen-Anhalt 29.06.01
Schleswig-Holstein 06/01 - 07/01
Thüringen 30.06.01

Mutterschafprämie
Bundesland für das Jahr 1999 für das Jahr 2000 für das

Jahr 2001
1. Vorsch. 2.Vorsch. Endzah-

lung
1.Vorsch. 2.Vorsch. Endzah-

lung
1. Vorsch.

Baden-Württemberg 04/00 09/00 12/00 06/01 08/01
Bayern 09/99 03/00 09/00 02/01
Berlin
Brandenburg 30.09.99 29.10.99 31.03.00 31.08.00 11.12.00 30.03.01 31.08.01
Bremen 30.09.99 26.05.00 10.10.00 30.04.01 31.08.01
Hamburg 29.09.99 17.04.00 30.08.00 20.04.01 20.04.01
Hessen 30.09.99 12.05.00 29.09.00 30.03.01
Mecklenburg-
Vorpommern

31.08.99 31.12.99 30.03.00 31.08.00 31.12.00 30.03.01 31.08.01

Niedersachsen 31.08.99 31.03.00 31.03.00 29.09.00 28.02.01 31.08.01
Nordrhein-Westfalen 11/99 -

12/99
12/99 03/00 -

04/00
11 -
12/00

03 - 04/01

Rheinland-Pfalz
Saarland 28.4.00 28.4.00 28.4.00 27.02.01 02.05.01
Sachsen 30.09.00 30.12.00 30.04.01
Sachsen-Anhalt 31.08.99 30.04.00 29.09.00 30.04.01 31.08.01
Schleswig-Holstein 21.09.99 12.04.99 05.10.00 08.06.01 31.08.01
Thüringen 31.08.99 30.04.00 31.08.00 30.11.00 30.04.01 31.08.01
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3.1.2. Welche Verwaltungsgebühren werden für die Gewährung von nationalen
und Europäische Union-Zahlungen erhoben?

Nach den Bestimmungen des Artikels 2 der Verordnung 1259/1999 des Rates zur Festle-
gung von Gemeinschaftsregeln für die Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik sind die Zahlungen in vollem Umfang zu gewähren. Von daher erhebt kein Bun-
desland Verwaltungsgebühren bei der Auszahlung der Prämien.

3.2 Investitionsförderung
3.2.1 Gibt es Unterschiede in den Förderkonditionen der einzelbetrieblichen

landwirtschaftlichen Investitionsförderung in den Bundesländern?
Wenn ja, welche?

Die einzelbetriebliche Investitionsförderung ist Bestandteil der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“. Der Bund und die Länder beschlie-
ßen jährlich die Fördergrundsätze, die die Fördermodalitäten beinhalten. Die Bundesländer
erlassen auf der Grundlage dieser Fördergrundsätze die Landesrichtlinien. Dabei können
sie den Förderrahmen gegenüber den Fördergrundsätzen aus landespolitischen Gründen
einschränken, nicht aber erweitern. Die wesentlichen Änderungen der Landesrichtlinien
gegenüber dem Rahmenplan sind in der nachfolgenden Synopse dargestellt. Daraus wird
ersichtlich, dass die Länder eine Reihe von Modifikationen gegenüber den Fördergrundsät-
zen vornehmen.

Schleswig-Holstein hat die Fördergrundsätze in folgenden wesentlichen Punkten geändert:
� Die zu erbringende Eigenleistung liegt unter Berücksichtigung der Gewinnkapazität des

Betriebes zwischen 20 und 50 v.H. des Investitionsvolumens. Die Eigenleistung muss in
Bayern sowie Rheinland-Pfalz 10 v.H., in Nordrhein-Westfalen 20 v.H. und in Mecklen-
burg bis zu 35 v.H. betragen.

� Das förderungsfähige Investitionsvolumen wird in der Rinder- und Schweinehaltung
durch Höchstbeträge pro Stallplatz begrenzt. Diese Regelung wendet auch Baden-
Württemberg an.

Die Höhe der Zinsverbilligung für das Kapitalmarktdarlehen wird auf 3,5 % festgelegt. Eine
Reduzierung der Subventionshöhe nehmen auch die Länder Baden-Württemberg, Bayern,
und Nordrhein-Westfalen vor.
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Wesentliche Besonderheiten der Landesrichtlinien AFP
- Abweichungen vom Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ für das

Jahr 2000 -

Abschni
tte

AFP
 Land

Zuwendungszweck
Gegenstand der Förderung

Zuwendungsempfänger

Zuwendungsvoraussetzungen Art, Umfang und Höhe
der Zuwendungen

Sonstige
Zuwendungsbestimmungen

1 2 3 4 5

BW - Förderung der Kosten für die Erstellung einer
projektbezogenen Fachplanung
- Förderung von Einkommenskombinationen:

•  nur von größeren Vorhaben, ansonsten Förderung
mit Regionalprogramm

•  Beschränkung bei der Direktvermarktung auf
Investitionen, die für Produkte des eigenen land-
und forstwirtschaftlichen Betriebes erforderlich
sind

- bei Direktvermarktung ist die Grundversorgung
durch lokale Wettbewerber im Einzelfall zu be-
rücksichtigen (keinen Verdrängungswettbewerb
unterstützen)

•  bei UadB und Direktvermarktung Vorlage eines
schlüssigen Marketingkonzeptes, wenn Investiti-
on > 100.000 DM

- Nährstoffbilanz des Betriebes kann entfallen,
wenn Viehbesatz im Zieljahr < 1 GV/ha Aus-
bringungsfläche und ordnungsgemäße Ver-
wertung des anfallenden Düngers möglich er-
scheint

- bei bäuerlichen Familienbetrieben kann anstelle
des Kapitalanteils der Gewinnanteil herangezogen
werden

- vorhandene Mittel und Vermögenswerte sind
vorrangig einzusetzen

- bei Niederlassungsprämie gilt Prosperitätsgrenze
- bei Neubau von Boxenlaufställen Berück-
sichtigung der einzelbetrieblichen Situation,
der Betriebsstruktur und der Entwicklung kon-
kurrierender Betriebe im Einzugsgebiet des
jeweiligen Standortes

- Begrenzung der Förderung:
•  auf 8.000 DM/Milchviehstallplatz (einschl. Liege- und Freßplatz,

Milch- und Kälberbereich, Futter- und Güllelager); bei Jungvieh
3.000 DM/Stallplatz

•  der Kapazitätsaufstockung bei Mastschweinen (Überwachung
durch das MLR)

•  auf  600 DM/Mastschwein (einschl. Futterzentrale und Güllelager)
- bei Agrarkredit:

•  Einschränkung der Gewährung einer Zinsverbilligung auf bis zu
4%; bei Darlehenslaufzeit = 20 Jahre auf bis zu 3% (aber ZV-
dauer= 10 Jahre)

- bei Kombinierter Investitionsförderung (KIF):
•  Einschränkung der Gewährung einer Zinsverbilligung auf bis zu 4%
•  keine Bewilligung einzelner Darlehen < 20.000 DM
•  Gewährung des Baukostenzuschusses nur bei

- weiträumiger Landschaftspflege (= extensive Haltungsverfahren)
- besonders tierartgerechtem Bauen (modellhaft)
- Modellvorhaben
- Gülle- und Festmistlager

- Gewährung des Betreuungszuschusses erst bei 300.000 DM
förderfähigen baulichen Investitionen ; grundsätzlich Pflicht zur
Einschaltung eines Betreuers
- Einschränkung der Betreuungsgebühren bei förderungsfähigem
Investitionsvolumen:

•  300.000 – 500.000 DM 16.000 DM
•  > 500.000 – 1 Mio DM 24.000 DM
•  > 1 Mio DM 30.000 DM

- Gewährung der Niederlassungsprämie für Junglandwirte in Höhe
von 28.500 DM bei geringeren Förderkonditionen aus reinen Lan-
desmitteln

- vorrangige Bewilligung von Förder-
anträgen in den Bereichen Kooperati-
onen und Schweinemast

- Protokollerklärung  „Ökomaschinen“ ist
vollständig integriert

- Förderung von Existenzgründungen
nur im Ausnahmefall, z.B. von Jung-
landwirten im Gartenbau mit entspre-
chender Kapitalausstattung

BY - keine Förderung:
•  leistungsfähiger Unternehmen (Art. 23 u. 44
BYHO)

•  der Existenzgründung
- Anerkennung der Ausbringung von wirtschafts-
eigenem Dünger auf betriebsfremde Flächen (Gülle-
abnahmeverträge)

- Einbringen von 10% Eigenleistung
- keine Zuwendungsfähigkeit von baren und unbaren
Eigenleistungen

- fakultative Abschnitte der Buchführung (Einzel-
aufstellung der Verbindlichkeiten, Naturalbericht)
werden obligatorisch verlangt

- Einschränkung des förderungsfähigen Investitionsvolumens auf bis
zu 1,5 Mio. DM

- Ausschluss von Betrieben mit mehr als 15 Gästebetten
- bei Agrarkredit:
•  Betrag des zinsverbilligten Darlehens:

bei Baumaßnahmen = bis 90% des förderfähigen Investitionsvo-
lumens; höchstens 180.000 DM

- Möglichkeit der Einräumung von Til-
gungsfreijahren

- Protokollerklärung „Ökomaschinen“ wird
nicht angewandt
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bei Maschinen = bis 50%  des förderfähigen Investitionsvolu-
mens; höchstens 50.000 DM

•  Zinsverbilligung bis zu 3,5 % (bei Baumaßnahmen bis zu 10 Jahre;
bei Maschinen bis zu 5 Jahre)

•  keine ZV, wenn:
- der Effektivzinssatz des Darlehens nicht marktgerecht
- die vereinbarte Kaufzeit des Darlehens < 4 Jahre
- Darlehen laut Antrag < 20.000 DM
- Darlehenslaufzeit > 12 Jahre für Immobilien; > 7 Jahre für Ma-

schinen
- Darlehen > 2 Tilgungsfreijahre

- bei Agrarinvestitionsförderprogramm:
•  ZV bis zu 3,5%

- bei Baumaßnahmen und Immobilien bis 20 Jahre
- bei Maschinen bis zu 10 Jahre

•  keine Bewilligung von Zinszuschüssen bei:
- Darlehen < 20.000 DM
- vereinbarter Darlehenslaufzeit < 4 Jahre
- bei nicht marktgerechtem Effektivzinssatz
- bei Laufzeit > 20 Jahre bei Immobilien; > 10 Jahre bei sonstigen

Investitionen
- Darlehen > 3 Tilgungsfreijahre

•  keine Gewährung des Baukostenzuschusses
- Einschränkung der Betreuergebühren
•  Höhe des Zuschusses bei:

- Althofsanierung oder Aussiedlung ohne öffentl. Interesse bis zu
60% der Betreuerausgaben, max. 8.000 DM

- Kooperationen, Betriebszweig- oder Teilaussiedlung im öffentli-
chen Interesse bis zu 60% der Betreuerausgaben, max. 10.000
DM

- Vollaussiedlung im öffentl. Interesse bis zu 60% der Betreuer-
ausgaben, max. 12.5000 DM

- bei Startbeihilfe (= Niederlassungsprämie):
•  wird als 0,5% höherer Zinszuschuss für en Kapitalmarktdarlehen

von max. 600.000 DM gewährt
HB wendet den Rahmenplan der GAK unverändert an

HH wendet den Rahmenplan der GAK unverändert an

HE - genereller Ausschluss der Förderung von Landankauf - fakultative Abschnitte der Buchführung sind
obligatorisch zu erbringen

- bei Agrarkredit:
•  Gewährung eines abgezinsten einmaligen Zinszuschusses von 20%

- bei Kombinierter Investitionsförderung:
•  Gewährung eines abgezinsten einmaligen Zinszuschusses von 31%

•  innerhalb von 6 Jahren kann Unternehmen nur 2 BVP aufstellen
(=Erstförderung und Ergänzungsfinanzierung)
- bei Betreuergebühren:

•  Gewährung eines verlorenen Zuschusses von 60% in Verbindung mit
einem kapitalisierten Zinszuschuss für die restlichen 40% der Betreu-
ergebühren (Pauschalierung gem. Nr. 5.6, Abs. 2 des AFP)

- Einbringung von Eigenleistungen
im Rahmen des Zumutbaren

- Protokollerklärung  „Ökomaschi-
nen“ ist integriert; (grundsätzlich
überbetrieblicher Einsatz bzw.
mind. 80% Auslastung der Ma-
schinen im eigenen Betrieb);
Förderung von Pflanzenschutzge-
räten mit elektronisch geregelter
Ausbringung, Direkteinspeisung
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und Pflanzenschutzmittelrückfüh-
rung

- Möglichkeit der Existenzgrün-
dungsförderung

- Beachtung der Anforderungen
für eine artgerechte Tierhaltung

NI - Viehbesatz darf 2,5 GVE/ha LN nicht übersteigen - kein Hinweis auf fakultative Abschnitte der
Buchführung, diese werden obligatorisch verlangt

- angemessene bereinigte Eigenkapitalbildung wird
für die letzten 2-4 Jahre verlangt

- bei Agrarkredit:
•  Gewährung eines abgezinsten einmaligen Zinszuschusses

- bei Kombinierter Investitionsförderung:
•  Gewährung eines abgezinsten einmaligen Zinszuschusses
•  keine Gewährung des Baukostenzuschusses

- Einschränkung der Betreuergebühren
bei Investitionsvolumen - bis 300.000 DM  4%  (Sockel)

 - über 300.000 bis 600.000 DM  2%
 - über 600.000 DM 1%

maximal 30.000 DM
Die Betreuung besteht je zur Hälfte aus obligatorisch und fakultativ
wahrzunehmenden Aufgaben.

- keine Gewährung der Niederlas-
sungsprämie für Junglandwirte

- Protokollerklärung „Ökomaschi-
nen“ ist nicht integriert

- Förderung von Existenzgründun-
gen möglich

NW - keine Förderung:
•  von Landankauf
•  der Pelztierzucht
•  Kapazitätsaufstockungen in der Schweinehaltung

(außer Ökolandbau)
•  wenn Viehbesatz > 2 GVE/ha (Gülleabnahmeverträge,

Güllebörse wird angerechnet, jedoch muss überwie-
gende Ausbringung tierischer Exkremente auf selbst
bewirtschaftete Flächen erfolgen)

•  von juristischen Personen
•  der Existenzgründung

- die Förderung von Energiesparmaßnahmen wird
nicht explizit aufgeführt; diese Maßnahmen wer-
den als allgemeine Investitionen im Rahmen der
Wettbewerbsfähigkeit mitgefördert

- Einbringung einer baren Eigenleistung von mind.
20%

- Niederlassungsprämie:
•  kann zur Verstärkung der baren Eigenleistung

eingesetzt werden
•  Gewährung nur an Haupterwerbslandwirte

- bei Agrarkredit:
•  Gewährung eines Zinszuschusses und Einschränkung sowie Staffelung

des Zinszuschusses nach der Höhe der positiven Einkünfte
- bis 80.000 DM 20%
- über 80.000-100.000 DM 17%
- über 100.000-120.000 DM 14%
- über 120.000 DM 11%

- bei Kombinierter Investitionsförderung (KIF):
•  Begrenzung der Förderung:

- des Einzelbetriebes auf 750.000 DM förderfähige Investitionen
- des Betriebszusammenschlusses auf 1,5 Mio. DM förderfähige In-

vestitionen; Finanzierung nur bis zum 3-fachen der Werte der KIF
•  Gewährung eines Zinszuschusses und Einschränkung sowie Staffelung

des Zinszuschusses nach der Höhe der positiven Einkünfte;
- bis 80.000 DM 28%
- über 80.000-100.000 DM 24%
- über 100.000-120.000 DM 20%
- über 120.000 DM 16%

•  Einschränkung des Baukostenzuschusses auf maximal 30.000 DM
(außer bei Maßnahmen zur artgerechten Tierhaltung)

- Einschränkung der Betreuergebühren auf max. 18.000 DM
- Gewährung des Betreuungszuschusses erst bei 300.000 DM förderfähi-
gen baulichen Investitionen

- Anhang zum
AFP:„Beurteilungskriterien für
besondere Maßnahmen zur artge-
rechten Haltung von Schweinen,
Rindern, Geflügel und Pferden“

- vorrangige Bewilligung von
Maßnahmen des Anhangs zum
AFP und der Direktvermarktung

- Protokollerklärung  „Ökomaschi-
nen“ ist vollständig integriert

- Gewährung des Betreuungszu-
schusses nur für bis zum
01.04.1998 eingereichte Anträge

RP - keine Förderung:
•  der Betreuung (führen Ämter für Landwirtschaft

durch)
•  der Anlage von Dauerkulturen
•  im Bereich UadB bei < 6 Gästebetten oder < 2 Fe-
rienwohnungen

- Forderung des BML-Jahresabschlusses auch bei
der Vorwegbuchführung

- fakultative Abschnitte der Buchführung werden
obligatorisch verlangt

- mind. 5000 DM/ betriebsnotwendiger AK und
Jahr bereinigte Eigenkapitalbildung

- Einbringen von mind. 10% barer Eigenmittel

- bei Agrarkredit:
•  Gewährung eines abgezinsten einmaligen Zinszuschusses
•  keine Gewährung bei Kapitalmarktdarlehen < 4 Jahre Laufzeit

- bei Kombinierter Investitionsförderung:
•  Gewährung eines abgezinsten einmaligen Zinszuschusses
•  keine Gewährung bei Kapitalmarktdarlehen < 4 Jahre Laufzeit
•  keine Gewährung des Baukostenzuschusses im Bereich UadB, Freizeit

- Niederlassungsprämie für Jung-
landwirte wird in förderungsfähige
Investitionsvolumen eingerechnet
(es gibt außerdem ein eigenes
Landesprogramm zur Jungland-
wirteförderung)

- Protokollerklärung „Ökomaschi-
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und Erholung, haus- und landwirtschaftliche Dienstleistungen nen“ ist integriert
- Förderung von Existenz-
gründungen ist möglich

- Kapazitätsaufstockung in der
Schweinehaltung mit bestimmten
Einschränkungen möglich

SH - keine Förderung von:
•  Wärme- und Kältedämmungsmaßnahmen
•  Wärmerückgewinnungsanlagen
•  Wärmepumpen

- Erbringung von mind. 20% - 50% baren o-
der unbaren Eigenleistungen (unter Berück-
sichtigung der Gewinnkapazität des Betrie-
bes)

- Betriebssitz muss in SH sein
- Buchführungspflicht auch für Maßnahmen
≤ 200.000 DM
- fakultative Abschnitte der Buchführung
werden nicht verlangt

- keine Förderung bei:
•  Besitz von erheblichen Vermögenswerten

(einschl. Ehegatten), die nicht zum landwirt-
schaftlichen Betrieb gehören

- Versicherungsleistungen sind in voller Höhe
einzubringen

- bei Bauvorhaben mit einem förderungsfähi-
gen Investitionsvolumen von ≥ 200.000 DM
ist Sachverständiger einzuschalten, soweit ein
Baukostenzuschuss beantragt wird

- Zulässigkeit der freihändigen Vergabe von Bau-
leistungen bei Förderungsmitteln (einschl. zinszu-
verbilligenden KMD) < 200.000 DM

- Beauftragung eines Architekten bei Förderungs-
mitteln (einschl. zinszuverbilligenden KMD >
200.000 DM

- Einschränkung des förderungsfähigen Investitionsvolumens bei der
Rindviehhaltung auf:
•  8.000 DM/Kuhplatz
•  5.000 DM/Platz für Jungvieh bei Unterbringung in Einzelbuchten
Einzelbuchten

•  2.500 DM/Platz für Jungvieh bei Unterbringung in Sammelbuchten
- Einschränkung der Zinsverbilligung auf 3,5%; Dauer der Zinsver-
billigung  ≥  4 Jahre
- Einschränkung des förderungsfähigen Investitionsvolumens auf 1,5
Mio. DM (nur in Ausnahmefällen bis 2,5 Mio. DM)
- keine Gewährung des Baukostenzuschusses < 20.000 DM Zu-
schussvolumen

- mind. 10% der Betreuungsgebühren muss der Zuwendungsempfänger
selbst tragen

- keine Gewährung des Erschließungskostenzuschusses, aber Einbeziehen
der Kosten in die Zinsverbilligung

- Einschränkung der Niederlas-
sungsprämie für Junglandwirte
auf 15.000 DM, Voraussetzung
ist eine bauliche Investition mit
einem förderungsfähigen Investi-
tionsvolumen ≥ 150.000 DM

- Protokollerklärung  „Ökomaschi-
nen“ ist teilweise integriert
•  keine Förderung von Spezial-

maschinen und -geräten für
nachwachsende Rohstoffe zur
Konditionierung für die Ener-
giegewinnung oder zur Aufbe-
reitung zur Fasergewinnung

- Möglichkeit des vorzeitigen
Maßnahmebeginns

BB - bei Bauvorhaben mit einem förderungsfähi-
gen Investitionsvolumen von mind. 200.000
DM ist ein Betreuer einzuschalten

- BML-Jahresabschluss spätestens 9 Monate
nach Abschluss des Wirtschaftsjahres der
Bewilligungsbehörde übersenden

- Festlegung der Kriterien der Aussiedlung

- Refinanzierung über die InvestitionsBank BB, die sich ihrerseits
über LR- Sonderkreditprogramme refinanziert;

- bei Bürgschaften 0,5% p.a. des verbürgten Kreditbetrages als Auf-
wandsentgelt für Hausbank

- generell nur Gewährung einer Zinsverbilligung; Festlegung, dass 3%
Zinsen vom Unternehmen selbst zu tragen sind

- Staffelung der Gewährung des Betreuungszuschusses
•  20% nach der Bewilligung,
•  40% bei Baubeginn
•  20% nach Vorlage des Verwendungsnachweises
•  Rest nach Prüfung des Verwendungsnachweises

- Möglichkeit der Existenzgrün-
dungsförderung

MV - Einschränkung der Förderung von Energiesparmaßnah-
men auf bauliche Rationalisierungsmaßnahmen

- Förderung des Kaufs von Hof- und Gebäudeflächen bei:

- Einbringen von 15% Eigenmitteln; bei Existenz-
gründungen 35%

- positive Eigenkapitalbildung bzw. positive Ent-
wicklung des ordentlichen Ergebnisses

- generell Gewährung eines abgezinsten Zinszuschusses
- keine Verbilligung von Darlehen ≤ 4 Jahre
- bei Kleinem Agrarkredit:
•  Mindestinvestitionsvolumen 100.000 DM

- Protokollerklärung  „Ökomaschi-
nen“ ist integriert

- in Härtefällen vorzeitiger Maß-
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  •  Vorliegen eines begründeten öffentlichen Interesses

•  Zusammenführung Grund- und Gebäudeeigentum

- Kapazitätsaufstockungen in der Schweinehaltung nur
einzelbetrieblich möglich

- Förderausschluss:
•  für bare und unbare Eigenmittel
 •  von Kapazitätsaufstockungen im Eier- und Geflügel-

sektor bei Betrieben des Ökolandbaus oder Einrichtung

von Boden- oder Freilandhaltung von Legehennen

- Anrechnung der Kosten für das Investitionskonzept bis
zu 4.500 DM auf die Zinsverbilligung

- Gesamtfinanzierung muss gesichert sein
- bei Junglandwirteförderung:
•  Erfüllen der Prosperitätsgrenze
•  Niederlassung innerhalb der letzten 3 Jahre
•  nur Gewährung an natürliche Personen

•  Laufzeit des zu verbilligenden Darlehens > 4 - 10 Jahre
•  Vorlage des Abschlusses einer lw. Fachschule

- bei Großem Agrarkredit:
•  Dauer der Zinsverbilligung bei baulichen Investitionen ≤ 20 Jahre; bei

übrigen Investitionen ≤ 10 Jahre
•  keine Gewährung des Erschließungskostenzuschusses

•  bei Existenzgründung Erbringen eine Eigenmittelanteils ≥ 35%

•  bauliche Maßnahmen sind ab zuschussfähigen Ausgaben von 200.000
DM baubetreuerpflichtig

nahmebeginn möglich
- Festschreibung der Erfüllung der
Mindestanforderungen Umwelt-
schutz, Tierschutz und Tierhygie-
ne

SN keine Richtlinie AFP 2000 in Kraft gesetzt

ST - keine Förderung:
•  wenn Betriebssitz des Unternehmens außerhalb von ST

- Vorgaben der Düngeverordnung müssen schon
bei Antragstellung erfüllt sein

- bei Agrarkredit:
•  Pflicht zur Vorlage eines Investitionskonzeptes
- Pflicht zur Einschaltung eines Betreuers bei
Bauvorhaben ≥ 200.000 DM

- Anrechnung von Landesprogrammen bei der
Finanzierung

- bei Errichtung von Gebäuden und baulichen
Anlagen auf nicht im Eigentum befindlichen
Grundstücken ist sicherzustellen, dass dem An-
tragsteller ein Erbbaurecht/ ein Recht aus einem
Pachtverhältnis über den Zweckbindungszeitraum
zusteht

- generell nur Gewährung einer Zinsverbilligung
- bei Agrarkredit:
•  5% ZV mit einer Laufzeit ≤ 9 Jahre

- bei Kombinierter Investitionsförderung:
•  5% ZV mit einer Laufzeit ≤ 18 Jahre bei Immobilien und ≤ 9 Jahre bei

übrigen Investitionen
- bei Betriebszusammenschluss:
•  müssen juristische Personen die Förderung zusammengefasst beantragen

- Refinanzierung über Landesförderinstitut (LFI)

- Protokollerklärung  „Ökomaschi-
nen“ ist  integriert

- Möglichkeit des vorzeitigen
Maßnahmebeginns

TH - Kosten für die Erstellung des Investitionskonzeptes nur
bis zu 2.000 DM förderfähig

- spezielle Regelungen:
•  zum Landankauf
•  zu den Nutzungs- und Eigentumsverhältnissen

von Betriebsflächen wenn Baumaßnahmen ge-
tätigt werden

- fakultative Abschnitte der Buchführung werden
obligatorisch verlangt

- nur Gewährung eines abgezinsten einmaligen Zuschusses
- keine Verbilligung von KMD bei Laufzeit < 5 Jahre
- Zurverfügungstellung eines abgezinsten Zinszuschusses an die LR (
Bankenweg)

- Refinanzierung über die LR Sonderkreditprogramme
(Bearbeitungsgebühr: bei Darlehen bis 400.000 DM einmalig 0,75
%, >400.000 DM 0,50 %)

- bei Kombinierter Investitionsförderung:
•  keine Verwendung des Baukostenzuschusses für Immobilienkauf

- bei Bürgschaften:
•  Erhebung eines Bearbeitungsentgeltes von einmalig 2% des verbürgten

Darlehensbetrages; von 3% bei Bürgschaftslaufzeiten >10 Jahre, je-
doch mind. 500 DM und höchstens 10.000 DM

- Betreuergebühren werden ausschließlich über eine Zinsverbilligung
gefördert

- Protokollerklärung  „Ökomaschi-
nen“ ist teilweise integriert
•  keine Förderung von:

- Pflanzenschutzgeräten mit
technischen Einrichtungen zur
Vermeidung von Abdrift

- Unterstock- Bodenbearbei-
tungsgeräten

- Mulchsaatgeräten
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3.2.2. Wie hoch lag die einzelbetriebliche landwirtschaftliche Investitionsför-
derung – getrennt nach Maßnahmen und Bundesländern – in den Jahren
1996 bis 2000?

Seit 1995 erfolgt die einzelbetriebliche landwirtschaftliche Investitionsförderung in den alten
Bundesländern im Rahmen des „Agrarinvestitionsförderungsprogramms (AFP)“, das seit
1997 auch für die neuen Bundesländer gilt.  In der nachfolgenden Tabelle sind die Ist-
Ausgaben nach Bundesländern und nach Art der geförderten Investitionen getrennt für den
Zeitraum 1996 bis 1999 dargestellt. Da viele Verfahren aus dem Jahr 2000 noch nicht  ab-
geschlossen sind, liegen hierzu bundesweit und auch für Schleswig-Holstein  noch keine
aggregierten Zahlen vor. In Schleswig-Holstein sind die Ausgaben von 22,2 Mio. DM im
Jahre 1996 auf 24,0 Mio. DM im Jahre 1999 gestiegen. Voraussichtlich wird der Betrag in
2000 auf vergleichbarem Niveau liegen. Vergleicht man die Summe der Ist-Ausgaben
(Spalte 4, zu c) der Tabelle) für das Jahr 1999 mit der Förderhöhe anderer alten Bundes-
länder und bezieht  die absolute Fördersumme auf die Anzahl der wirtschaftenden Betriebe
so fällt auf, dass Schleswig-Holstein ( 24,0 Mio. DM/ 20.000 Betriebe) im Vergleich zu Nie-
dersachsen (68,4 Mio. DM/ 62.000 Betriebe), Nordrhein-Westfalen (31,4 Mio. DM/ 53.000
Betriebe) und Bayern ( 90,0 Mio. DM/ 149.000 Betriebe) eine vergleichsweise günstige
Relation aufweist. Aufgrund der anderen Struktur und Entwicklung der Betriebe und auch
den Nachwirkungen des Umstrukturierungsprozesses sind die Angaben für die neuen Bun-
desländer nicht direkt vergleichbar mit den Daten der alten Bundesländer.

Die Art der geförderten Investitionen ergibt sich primär aus der jeweiligen Agrarstruktur der
Bundesländer, da eine direkte Steuerung der geförderten Investitionen durch die Bundes-
länder nicht erfolgt ist. So liegt der Investitionsschwerpunkt in Schleswig-Holstein (ähnlich
wie in Rheinland-Pfalz, Bayern, Hessen, Baden-Württemberg) bei der Milchviehhaltung und
nicht im Schweinebereich, während letzterer vor allem in Niedersachsen und in abge-
schwächtem Umfang auch in Nordrhein-Westfalen eine große Bedeutung hat.

In Schleswig-Holstein hat es zu keinem Zeitpunkt einen Antrags- bzw. Bewilligungsstopp
wegen fehlender finanzieller Mittel gegeben, anders als z. B. in Niedersachsen oder Bay-
ern.
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Tabelle   : Agrarinvestitionsförderungsprogramm  -  Ist- Ausgaben 1996 - alle Länder Stand: 01.10.1997
Ist-Ausgaben davon entfallen auf

a) Kombinierte Investiti-
onsförderung

Milchkuhhal- Rindfleisch- Schweine- Energiein- Einkommenskombinationen Sonsti-
ges

Summe der von Sp. 14 Niederlassungs- Erschlie-
ßungs-

Land Jahr b) Agrarkredit tung erzeugung haltung sparung Urlaub / Direkt übrige Spalten zusätzlicher Zuschuss für kosten-
c) insgesamt Freizeit vermarktung Bereiche 6 - 13 Investitions-

zuschuss für
Jungland-

wirte -

Junglandwirte zuschuss

1.000 DM % 1.000 DM
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

a) 21.925 10,65 11.297 230 903 38 652 37 20 7.442 20.619 1.228 930 376
SH 1996 b) 300 3,72 177 4 14 1 10 1 93 300

c) 22.224 10,39 11.474 234 917 39 662 38 21 7.535 20.919 1.228 930 376
a) 406 0,20 217 95 312 31 94

HH 1996 b) 87 1,08 87 87
c) 493 0,23 217 183 399 31 94
a) 67.823 32,95 23.268 2.392 8.238 1.661 1.277 29.549 66.385 1.058 1.439

NI 1996 b) 1.045 12,98 349 36 123 25 71 441 1.045
c) 68.869 32,20 23.616 2.427 8.361 1.686 1.349 29.990 67.430 1.058 1.439
a) 38 0,02 30 8 38

HB 1996 b)
c) 38 0,02 30 8 38
a) 27.700 13,46 10.661 24 4.731 353 522 7.492 23.783 1.037 3.396 521

NW 1996 b) 768 9,53 319 321 4 15 108 768
c) 28.467 13,31 10.980 24 5.052 357 537 7.600 24.550 1.037 3.396 521
a) 2.592 1,26 750 64 173 987 17 1.496 110

HE 1996 b) 1.661 20,62 430 4 61 72 284 811 1.661
c) 4.253 1,99 1.180 4 61 136 456 811 2.648 17 1.496 110
a) 18.053 8,77 4.762 330 560 114 1.315 926 2.402 10.409 1.377 7.287 356

RP 1996 b) 1.123 13,94 70 72 38 12 114 153 664 1.123
c) 19.175 8,97 4.832 403 598 127 1.429 1.078 3.066 11.532 1.377 7.287 356
a) 28.348 13,77 13.812 621 705 355 550 8.394 24.438 366 3.032 879

BW 1996 b) 3.070 38,12 492 104 123 206 2.145 3.070
c) 31.418 14,69 14.304 725 828 561 550 10.539 27.508 366 3.032 879
a) 36.213 17,59 22.224 243 1.568 865 1.101 17 5.482 31.499 12.669 4.714

BY 1) 1996 b)
c) 36.213 16,93 22.224 243 1.568 865 1.101 17 5.482 31.499 12.669 4.714
a) 2.169 1,05 620 242 65 1 268 1.195 870 105

SL 1996 b)
c) 2.169 1,01 620 242 65 1 268 1.195 870 105
a) 556 0,27 429 127 556

B(W) 1996 b)
c) 556 0,26 429 127 556

a) 205.823 100,00 87.640 4.081 16.770 1.018 4.344 4.477 639 61.251 180.220 17.783 17.104 8.499
ABL 1996 b) 8.053 100,00 1.836 220 680 13 359 312 284 4.350 8.053

c) 213.876 100,00 89.475 4.302 17.449 1.031 4.703 4.789 923 65.601 188.274 17.783 17.104 8.499

1) Maßnahme wurde erst ab Ende 1996 durchgeführt.
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Tabelle   : Agrarinvestitionsförderungsprogramm  -  Ist-Ausgaben 1997 - alle Länder Stand:01.09.1998

Ist-Ausgaben davon entfallen auf
a) Kombinierte Investitionsförde-

rung
Milchkuh- Rindfleisch- Schweine- Energie- Einkommenskombinationen Sonstiges Summe der von Sp. 14

Land Jahr b)
c)

Agrarkredit
insgesamt

haltung erzeugung haltung einsparung Urlaub / Freizeit Direkt- vermark-
tung

übrige Bereiche Spalten
6 - 13

zusätzlicher Investitionszu-
schuss für Junglandwirte

Niederlassungszuschuss
für Junglandwirte

Erschließungskosten-
zuschuss

1.000 DM % 1.000 DM
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

a) 21.422 8,06 12.858 1.028 3.427 270 2.233 19.817 1.605
SH 1997 b) 148 1,89 20 15 23 32 58 148

c) 21.570 7,88 12.878 1.043 3.450 302 2.291 19.965 1.605
a) 1.285 0,48 48 955 1.003 93 282

HH 1997 b) 180 2,29 4 176 180
c) 1.464 0,54 48 4 1.130 1.182 93 282
a) 91.833 34,55 35.388 5.512 15.642 1.320 644 31.583 90.089 1.417 1.744

NI 1997 b) 2.129 27,16 593 247 385 71 89 744 2.129
c) 93.962 34,34 35.981 5.758 16.027 1.391 733 32.327 92.218 1.417 1.744
a) 45 0,02 38 7 45

HB 1997 b) 30 0,38 30 30
c) 75 0,03 38 7 30 75
a) 31.775 11,96 13.660 192 4.855 1.063 39 8.466 28.275 949 2.841 659

NW 1997 b) 865 11,03 317 10 301 40 198 865
c) 32.640 11,93 13.977 202 5.156 1.103 39 8.664 29.140 949 2.841 659
a) 7.319 2,75 4.424 187 524 455 169 5.759 165 949 612

HE 1997 b) 1.153 14,71 193 25 84 52 89 183 526 1.153
c) 8.472 3,10 4.617 25 271 52 613 639 695 6.912 165 949 612
a) 17.476 6,58 4.932 275 1.005 81 1.358 233 40 3.860 11.784 851 1.428 672

RP 1997 b) 1.651 21,06 133 70 56 7 57 296 41 991 1.651
c) 19.127 6,99 5.065 345 1.061 88 1.415 529 81 4.851 13.435 851 1.428 672
a) 32.771 12,33 12.505 620 1.649 524 354 904 878 8.978 26.412 859 4.418 1.941

BW 1997 b) 1.644 20,97 310 19 83 66 82 98 986 1.644
c) 34.415 12,58 12.815 639 1.732 590 436 1.002 878 9.963 28.055 859 4.418 1.941
a) 54.125 20,36 33.410 452 2.147 515 382 1.108 1.470 10.800 50.283 9.116 3.842

BY 2) 1997 b)
c) 54.125 19,78 33.410 452 2.147 515 382 1.108 1.470 10.800 50.283 9.116 3.842
a) 1.113 0,42 182 8 10 2 66 124 326 718 395

SL 1997 b)
c) 1.113 0,41 182 8 10 2 66 124 326 718 395
a) 163 0,06 21 142 163

B(W) 1997 b)
c) 163 0,06 21 142 163
a) 2.373 205,73 807 208 231 21 41 17 485 28 1.839 58 470 64

BB 1997 b)
c) 2.373 807 208 231 21 41 17 485 28 1.839 58 470 64
a) 647 56,10 204 51 45 300 347

MV 1997 b)
c) 647 204 51 45 300 347
a) 3.111 269,72 764 398 455 72 1.212 2.899 42 212

SN 1997 b) 40 0,47 40 40
c) 3.151 764 398 455 72 1.252 2.939 42 212
a)

ST 1) 1997 b)
c)
a) 326 28,23 232 232 24 70

TH 1997 b)
c) 326 232 232 24 70
a) 265.782 100,00 119.219 8.692 29.891 1.143 3.799 4.616 3.787 68.470 239.617 13.551 12.969 9.603

Insgesamt 1997 b) 7.841 100,00 1.565 386 932 77 294 613 224 3.749 7.841
c) 273.623 100,00 120.784 9.078 30.823 1.220 4.093 5.229 4.011 72.219 247.458 13.551 12.969 9.603

1) keine Ist-Ausgaben im Jahr 1997
2) 27.495.000 DM Niederlassungsprämie für Junglandwirte ausschließlich mit Landesmitteln finanziert
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Tabelle   : Agrarinvestitionsförderungsprogramm  -  Ist-Ausgaben 1998 - alle Länder Stand: 01.11.1999
Ist-Ausgaben davon entfallen auf

a) Kombinierte Investitionsförde-
rung

Milchkuh-
haltung

Rindfleisch-
erzeugung

Schweine-
haltung

Energie- einspa-
rung

Einkommenskombinationen Sonstiges Summe der von Sp. 14

Land Jahr b)
c)

Agrarkredit
insgesamt

Urlaub /
Freizeit

Direkt- vermark-
tung

übrige Bereiche Spalten
6 - 13

zusätzlicher Investiti-
ons-
zuschuss für
Junglandwirte

Niederlassungszuschuss
für Junglandwirte

Erschließungs-
kostenzuschuss

1.000 DM % 1.000 DM

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17
a) 23.132 7,94 15.993 1.551 2.500 12 105 22 1.748 21.932 1.200

SH 1998 b) 65 0,83 12 10 43 65
c) 23.197 7,75 16.004 1.551 2.510 12 105 22 1.791 21.997 1.200
a) 993 0,34 54 139 636 829 26 165

HH 1998 b) 138 1,76 12 28 99 138
c) 1.132 0,38 66 167 734 967 26 165
a) 70.637 24,23 27.220 4.239 11.594 1.015 495 438 24.868 69.870 889 767

NI 1998 b) 1.066 13,53 257 190 246 55 69 50 200 1.066
c) 71.703 23,95 27.477 4.429 11.840 1.070 564 488 25.067 70.936 889 767
a) 66 0,02 51 15 66

HB 1998 b)
c) 66 0,02 51 15 66
a) 35.600 12,21 15.810 198 6.884 263 1.700 107 5.289 30.251 1.181 3.788 1.561

NW 1998 b) 981 12,45 294 3 158 46 479 981
c) 36.581 12,22 16.105 201 7.042 263 1.747 107 5.768 31.232 1.181 3.788 1.561
a) 17.775 6,10 10.387 22 315 11 918 1.608 149 13.409 236 3.008 1.358

HE 1998 b) 1.583 20,09 560 26 12 79 540 366 1.583
c) 19.358 6,47 10.947 48 327 11 997 2.148 516 14.992 236 3.008 1.358
a) 20.073 6,89 5.242 272 1.272 48 1.204 815 254 10.278 19.385 884 688

RP 1998 b) 1.503 19,07 105 44 57 64 264 970 1.503
c) 21.576 7,21 5.347 316 1.328 48 1.268 1.079 254 11.248 20.887 884 688
a) 34.520 11,84 16.610 350 1.809 746 740 563 11.964 32.782 1.203 1.738

BW 2) 1998 b) 2.265 28,75 453 35 91 136 113 1.438 2.265
c) 36.786 12,29 17.063 385 1.899 882 853 563 13.402 35.048 1.203 1.738
a) 51.837 17,78 34.574 2.052 3.391 660 167 2.026 1.702 6.090 50.663 16.551 1.174

BY 1) 1998 b)
c) 51.837 17,32 34.574 2.052 3.391 660 167 2.026 1.702 6.090 50.663 16.551 1.174
a) 3.108 1,07 2.640 202 125 2.967 96 141

SL 1998 b)
c) 3.108 1,04 2.640 202 125 2.967 96 141
a) 636 0,22 636 636

B(O) 1998 b)
c) 636 0,21 636 636
a) 7.977 503,92 2.081 584 1.018 121 38 2.889 145 6.876 188 752 348

BB 1998 b) 16 0,08 5 1 2 7 16
c) 7.993 2.086 586 1.021 121 38 2.895 145 6.892 188 752 348
a) 6.307 398,41 2.840 65 1.200 174 1.028 5.307 1.000

MV 1998 b) 200 1,03 200 200
c) 6.507 2.840 65 1.200 174 1.228 5.507 1.000
a) 10.536 665,61 5.826 492 408 4 225 9 3.088 10.053 120 483

SN 1998 b) 38 0,20 4 21 1 11 38
c) 10.574 5.830 513 408 5 225 9 3.099 10.091 120 483
a) 1.955 123,50 392 300 10 1.226 1.928 68 27

ST 1998 b)
c) 1.955 392 300 10 1.226 1.928 68 27
a) 6.323 399,47 868 254 1.009 3.821 5.953 760 306 65

TH 1998 b) 23 0,12 23 23
c) 6.346 868 254 1.009 3.844 5.975 760 306 65
a) 291.475 100,00 140.587 10.421 31.700 720 3.826 6.968 7.594 71.090 272.905 22.201 10.870 7.700

Insgesamt 1998 b) 7.879 100,00 1.703 349 576 256 571 596 3.828 7.879
c) 299.354 100,00 142.289 10.770 32.276 720 4.082 7.539 8.189 74.918 280.784 22.201 10.870 7.700

1)18.988.000 DM Niederlassungsprämie für Junglandwirte ausschließlich mit Landesmitteln finanziert

2) Niederlassungsprämie für Junglandwirte ausschließlich mit Landesmitteln finanziert
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Tabelle   : Agrarinvestitionsförderungsprogramm  -  Ist-Ausgaben 1999 - alle Länder Stand: 21.06.2001
Ist-Ausgaben

a)
b)
c)

Kombinierte Investitions-
förderung
Agrarkredit
insgesamt

Milchkuh-
haltung

Rindfleisch-
erzeugung

Schweine haltung Energie-
einsparung

Einkommenskombinationen Sonstiges Summe der
Spalten
6 - 13

von Sp. 14
zusätzlicher
Investitions-
zuschuss für

Junglandwirte

Niederlassungs-
zuschuss für

Junglandwirte

Erschließungs-
kostenzuschuss

Land Jahr Urlaub / Freizeit Direktvermarktung übrige Bereiche

1.000 DM % 1.000 DM
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

a) 23.952 6,59 16.557 665 2.020 14 654 198 151 2.343 22.602 1.350
SH 1999 b) 73 0,93 13 11 48 73

c) 24.025 6,47 16.570 665 2.032 14 654 198 151 2.391 22.675 1.350
a) 1.836 0,51 224 85 1.222 1.531 67 306

HH 1999 b) 216 2,75 24 191 216
c) 2.052 0,55 248 85 1.413 1.746 67 306
a) 66.645 18,35 23.147 11.247 20.466 2.642 588 105 7.193 65.388 1.257

NI 1999 b) 1.845 23,51 653 317 577 75 17 3 203 1.845
c) 68.489 18,46 23.800 11.564 21.044 2.716 605 108 7.396 67.232 1.257
a) 66 0,02 52 14 66

HB 1999 b) 12 0,16 12 12
c) 78 0,02 52 14 12 78
a) 31.274 8,61 14.693 151 5.783 87 1.477 182 4.503 26.876 746 3.249 1.149

NW 1999 b) 211 2,69 73 13 32 6 87 211
c) 31.485 8,49 14.766 164 5.814 87 1.483 182 4.590 27.087 746 3.249 1.149
a) 24.536 6,76 12.938 307 1.166 111 1.533 1.280 302 17.637 245 4.183 2.716

HE 1999 b) 711 9,06 577 15 48 17 12 42 711
c) 25.247 6,80 13.515 321 1.214 111 1.550 1.292 344 18.348 245 4.183 2.716
a) 24.273 6,68 4.654 350 1.507 95 941 332 242 13.169 21.290 627 2.229 755

RP 1999 b) 1.280 16,31 34 55 75 48 1.068 1.280
c) 25.553 6,89 4.688 405 1.507 95 1.017 379 242 14.237 22.569 627 2.229 755
a) 46.441 12,79 13.249 6.583 764 413 19.782 40.790 2.032 5.651

BW 1999 b) 2.603 33,17 776 386 45 85 1.311 2.603
c) 49.044 13,22 14.025 6.969 808 498 21.092 43.393 2.032 5.651
a) 90.912 25,03 54.781 818 6.541 1.635 818 3.270 2.453 11.447 81.762 21.450 9.150

BY 1) 1999 b)
c) 90.912 24,50 54.781 818 6.541 1.635 818 3.270 2.453 11.447 81.762 21.450 9.150
a) 3.238 0,89 2.058 500 110 100 2.768 85 470

SL 1999 b) 200 2,55 100 60 20 20 200
c) 3.438 0,93 2.158 560 130 120 2.968 85 470
a) 153 0,04 153 153

B(O) 1999 b)
c) 153 0,04 153 153
a) 15.789 4,35 3.487 558 1.534 139 279 2.371 5.579 13.946 375 1.269 574

BB 1999 b) 31 0,39 8 1 4 1 5 12 31
c) 15.820 3.494 559 1.538 140 280 2.376 5.591 13.977 375 1.269 574
a) 9.818 2,70 3.350 820 1.890 240 300 2.148 8.748 1.000 70

MV 1999 b) 400 5,10 400 400
c) 10.218 3.350 820 1.890 240 300 2.548 9.148 1.000 70
a) 10.606 2,92 5.340 714 1.219 34 16 116 2.772 10.211 146 351 44

SN 1999 b) 61 0,78 3 34 24 61
c) 10.667 5.343 748 1.219 34 16 116 2.795 10.272 146 351 44
a) 3.106 0,86 838 129 451 1.547 2.965 153 141

ST 1999 b)
c) 3.106 838 129 451 1.547 2.965 153 141
a) 10.549 2,90 2.721 283 1.288 128 43 213 5.439 10.115 778 329 105

TH 1999 b) 205 2,61 205 205
c) 10.753 2.721 283 1.288 128 43 213 5.644 10.319 778 329 105
a) 363.194 100,00 157.865 16.541 50.449 1.967 6.656 8.559 7.113 77.697 326.848 26.704 14.877 21.470

Insgesamt 1999 b) 7.847 100,00 2.238 495 1.058 24 195 194 20 3.624 7.847
c) 371.041 100,00 160.104 17.036 51.506 1.992 6.851 8.753 7.133 81.320 334.695 26.704 14.877 21.470

1) 8.399.000 DM Niederlassungsprämie für Junglandwirte ausschließlich mit Landesmitteln finanziert



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode Drucksache 15/xxxx

35

3.3. Förderung des Öko-Landbaus
3.3.1 Welche Förderung erhalten Betriebe des Öko-Landbaus in den Bundes-

ländern?

Förderung des ökologischen Landbaus im Rahmen der Länderprogramme zur Entwicklung
des ländlichen Raums (VO <EG> Nr. 1257/1999) in der Bundesrepublik Deutschland
2000/2001 (vorläufige Angaben Dez. 2000/Jan. 2001)
Bundesland Nutzungsart Prämienhöhe Kontrollanforderungen, Höchstbeitrräge, sonstige

Anforderungen
Einfüh-
rung
DM/ha u.
Jahr

Beibehal-
tung
DM/ha u.
Jahr

Baden-Württemberg Ackerland
Grünland
Dauerkulturen

332,--
254,--

1.170,--

332,--
254,--

1.170,--

- Nachweis über Kontrolle gemß VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

Bayern Ackerland
Anbau alter Kutlursor-
ten
Grünland
Dauerkulturen und
gärtnerisch genutzte
Flächen

450,--
550,--

450,--
1000,--

450,--
550,--

450,--
1.000,--

- Nachweis über Kontrolle gemäß VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

- Förderhöchstbetrag je Unternehmen und Jahr
24.000 DM

- Bei Nachweis der Kontrolle gemäß VO (EWG)
2092/91 erhöht sich die Prämie um 80 DM/ha
und Jahr für die ersten 15 ha

- kombinierbar mit umweltorientiertem Betriebs-
management, 50 DM/ha, max. 2.800 DM

Bayern plant, die Förderbeiträge und den Förder-
höchstbetrag zu erhöhen

Berlin Ackerland
Gemüse
Grünland
Dauerkulturen

300,--
700,--
300,--

1.400,--

200,--
350,--
200,--

1.000,--

- Nachweis über Kontrolle gemäß´VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

- Zuschuss zu den Kontrollkosten: 60 DM/ha,
max. 1.000 DM je Unternehmen

Brandenburg Ackerland
Gemüse (incl. Erdb.,
Heil- und Ge-
würzpfl.,Zierpflanzen)
Grünland
Dauerkulturen

391,--*
880,--*

352,--*
1.300,--*

293,--
782,--

254,--
1.203,--

- Nachweis über Kontrolle gemäß VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

* Einführungszuschlag bei allen Kulturen nur in den
ersten beiden Einführungsjahren

Bremen Ackerland
Gemüse
Grünland
Dauerkulturen

300,--
700,--
300,--

1.400,--

200,--
350,--
200.--

1.000,--

- Kontrolle gemäß VO (EWG) 2092/91 ist Pflicht
- Nachweis über Beitragszahlung an AGÖL-

Verband erforderlich.

Hamburg Ackerland

Gemüse, Zierpflanzen

Grünland

Dauerkulturen

   300,--
+ 300,--*

840,--
+ 4.000,--*

300,--
+ 300,--*
1.400,--

+ 1.400,--*

240,--

420,--

240,--

1.180,--

- Nachweis über Kontrolle gemäß VO
(EWG)2092/91 ist Pflicht

- Zuschuss zu den Kontrollkosten: 60 DM/ha,
max. 1000 DM je Unternehmen

∗  in den ersten beiden Jahren der Umstellung wird
zusätzlich eine Sonderbeihilfe in Höhe des ge-
nannten Betrages gewährt (max. 30.000
DM/Unternehmen)

Hessen Ackerland
Grünland
Dauerkulturen

350,--
350,--

1.200,--

350,--
350,--

1.200,--

- Nachweis über Kontrolle gemäß VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

- Zuschuss zu den Kontrollkosten: 50 DM/ha,
max. 500 DM je Unternehmen

Mecklenburg-Vorpommern Ackerland
Gemüsebau
Grünland
Dauerkulturen

250,--
700,--
250,--

1.200,--

200,--
350,--
200,--

1.000,--

- Kontrolle gemäß VO (EWG) 2092/91 ist Pflicht
- Zuschuss zu den Kontrollkosten: 60 DM/ha,

max. 1.000 DM je Unternehmen

Niedersachsen Ackerland
Gemüse
Grünland
Dauerkulturen

300,--
700,--
300,--

1.400,--

240,--
350,--
240,--

1.200,--

- Nachweis über Kontrolle gemäß VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

- Zuschuss zu den Kontrollkosten: 60 DM/ha,
max. 1.000 DM je Unternehmen

Niedersachsen plant, die Förderbeiträge vor allem in
den ersten zwei Umstellungsjahren zu erhöhen

Nordrhein-Westfalen Ackerland
Gemüse
Grünland
Dauerkulturen
Baumschulen, Zier-
pflanzen

400,--
1.000,--

400,--
1.900,--

400,--

300,--
500,--
300,--

1.400,--
300,--

- Nachweis über Kontrolle gemäß VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

- Zuschuss zu den Kontrollkosten: 200 DM/ha,
max. 2.000,-- je Unternehmen

Nordrhein-Westfalen plant, die Förderbeiträge deut-
lich zu erhöhen
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Rheinland-Pfalz Ackerland u. Gemüse
Grünland
Kern- u. Steinobst in
Vollpflanzung
Bestockte Rebflächen
Ökologische Aus-
gleichsflächen

400,--*
400,--*

1.400,--**

1.300,--**
500,--

300,--
300,--

1.200,--

1.100,--
500,--

- Kontrolle gemäß VO (EWG) 2092/91 ist Pflicht
- Förderhöchstbetrag je Unternehmen und Jahr

max. 35.000
- mindestens 5 % und höchstens 10 % sind als

ökologische Ausgleichsfläche nachzuweisen
- bei Rebflächen in abgegrenzten Steillagen max.

zusätzlich 500 DM/ha, da Kumulierungsmöglich-
keiten mit Förderung für Steillagenweinbau

*in den ersten beiden Einführungsjahren
**in den ersten drei Einführungsjahren

Saarland Ackerland
Grünland
Dauerkulturen

300,--
300,--

1.200,--

200,--
200,--
800,--

- Kontrolle gemäß VO (EWG) 2092/91 ist Pflicht
- Förderhöchstbetrag je Unternehmen und Jahr

36.000 DM jede weitere AK + 12.000DM (För-
derhöchstgrenzen sind inzwischen aufgehoben
worden (Febr. 2001)

- Zuschuss zu den Kontrollkosten: 60 DM/ha,
max. 1.000 DM je Unternehmen

Sachsen Ackerland
Gemüse
Grünland
Obstbau
Weinbau (bestockte
Rebfläche)

550,--*
800,--*
400.--*

1.500,--**
1.500,--**

450,--
700,--
400,--

1.300,--
1.300,--

- Nachweis über Kontrolle gemäß VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

- Anschluss an AGÖL-Verband obligatorisch

* in den ersten beiden Einführungsjahren
** in den ersten drei Einführungsjahren

Sachsen-Anhalt Ackerland
Gemüse
Grünland
Dauerkulturen

360,--
840,--
360,--

1.680.--

240,--
420,--
240,--

1.200,--

- Nachweis über Kontrolle gemaß VO (EWG)
2092/91 ist Pflicht

- Zuschuss zu den Kontrollkosten: 60 DM/ha,
max. 1.000,-- DM je Unternehmen

Schleswig-Holstein 1) Ackerland
Gemüsebau
Grünland
Dauerkulturen

300,--
700,--
300,--

1.440,--

240,--*
350,--*
240,--*

1.200,--*

- Kontrolle gemäß VO (EWG) ist Pflicht
- 70 % der Kontrollkosten förderbar, max.
      1.000  DM/Betrieb

- (im Falle der Beibehaltung ist der Nachweis über
die Mitgliedschaft im „Öko-Vermarktungs-Fond“
zu erbringen. 40 % der Beibehaltungsförderung
ist an den Vermarktungsfond zu zahlen.) wird in
Zukunft nicht mehr angewendet

Thüringen Ackerland
Gemüsebau
Grünland und Streu-
obstwiesen
Dauerkulturen

350,--
800,--
450,--

1.200,--

300,--
800,--
400,--

1.200,--

- Kontrolle gemäß VO (EWG) 2092/91 ist Pflicht
- müssen Schlagkartei führen

Quelle: Nieberg, H. und Strohm, R. (2000), FAL-Erhebung in den Länderministerien Nov./Dez. 2000
NIEBERG/STROHM, FAL-BAL 2000

1)  berichtigt für Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein erhalten die Beibehaltungsförderung nur Landwirte, die 40 % der
Prämienhöhe als Mitgliedsbeitrag in den Öko-Vermarktungs-Fonds (ÖVF) einzahlen. Diese
Fördervoraussetzung entfällt ab 2001, weil auf Beschluss der Landesregierung der ÖVF
aufgelöst wird. Das Gleiche gilt auch für die Aufhebung der Degression (Höhe der Zuwen-
dung gestaffelt zwischen 50 und 100 ha) und der Deckelung (Förderobergrenze 100 ha), so
dass alle gefördert werden.

3.3.2 Welche Anreize zum Umstieg landwirtschaftlicher Betriebe auf den Öko-
Landbau bestehen in den einzelnen Bundesländern?

Schleswig-Holstein unterscheidet – wie übrigens die meisten Länder bezüglich der Prä-
mienhöhe in der Einführungsphase (Tabelle zu Antwort 3.3.1 Spalte 3 – Einführung DM/ha
und Jahr;) und in der späteren Beibehaltungsphase. Die erhöhte Prämie in der Einfüh-
rungsphase ist ein ausreichender Anreiz für die Umstellung.
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3.3.3.
und

Wie hoch ist der Anteil der Öko-Betriebe an der gesamten Landwirtschaft
in den Bundesländern

3.3.4. Wie hoch ist der Anteil der Öko-Landfläche an der gesamten landwirt-
schaftlichen Nutzfläche in den Bundesländern?

Die Tabelle gibt die Anzahl der Unternehmen mit dem relativen Anteil an allen landwirt-
schaftlichen Betrieben sowie die bewirtschaftete Fläche im Jahre 2000 mit dem relativen
Anteil an der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche an.

 „Öko-Erzeuger-Unternehmen“ im Sinne Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom
24. Juni 1991 über den ökologischen Landbau und die entsprechende Kennzeichnung der
landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel (EG-Öko-VO) in Deutschland: Stand:
31.12.2000

Bundesland Anzahl der bewirtschafte-
te

Relativer Anteil

Unternehmen Fläche 2000
(in ha)

an landw.
Betrieben

(in%)

an landw.
Nutzfläche

(in ha)
Baden-Württemberg 4.292 72.822 6,79 4,98
Bayern 3.280 92.130 2,20 2,81
Berlin 7 73 - 3,67
Brandenburg 396 87.217 6,06 6,48
Bremen 5 104 - 1,22
Hamburg 28 884 - 6,47
Hessen 1.478 51.252 5,30 6,73
Mecklenburg-Vorpommern 477 90.114 9,25 6,59
Niedersachsen 730 34.763 1,16 1,32
Nordrhein-Westfalen 696 24.506 1,30 1,64
Rheinland-Pfalz 423 12.736 1,55 1,78
Saarland 45 2.542 2,36 3,32
Sachsen 206 14.284 2,88 1,56
Sachsen-Anhalt 175 23.383 3,74 2,00
Schleswig-Holstein 319 18.439 1,59 1,80
Thüringen 183 20.774 3,94 2,59
Bundesgebiet insgesamt 12.740 546.023 2,93 3,20

Quelle: ZMP

Insgesamt gibt es in Schleswig-Holstein 319 „Öko-Erzeuger-Unternehmen“ im Sinne der
EG-Öko-VO (+ 4,6 %*) mit 18.439 ha/LF (+ 12,2 % *) – Stand: 31.12.2000; die Angaben in
% geben die Veränderung zum Vorjahr an. In den letzten Jahren hat es eine derartige Stei-
gerung nicht gegeben.
Der Anteil der ökologisch wirtschaftenden Unternehmen an der Gesamtzahl aller landwirt-
schaftlichen Betriebe in Schleswig-Holstein liegt bei 1,6 % , der Anteil ihrer Fläche an der
gesamten landwirtschaftlichen Fläche bei 1,8 %.
Durch das Inkrafttreten der Einbeziehung der tierischen Erzeugung in die
EG-Öko-VO am 24. August 2000 ist nun der gesamte ökologische Landbau gesetzlich ge-
regelt worden. Die Verbraucherinnen und Verbraucher können sich auf diesen einheitlichen
Mindeststandard verlassen. Er ist in der gesamten Europäischen Union gültig und die Ein-
haltung wird im Rahmen eines strengen Kontrollverfahrens überprüft. Damit wird das Ver-
trauen in den ökologischen Landbau gestärkt und die Nachfrage nach Ökoprodukten zu-
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sätzlich stimuliert. Dieses ist eine wichtige Voraussetzung für die Ausweitung des ökologi-
schen Landbaus im Lande mit seinen besonderen Leistungen für die Umwelt. Nach der
Neuorientierung der Agrar- und Verbraucherpolitik, nach der Einbeziehung der tierischen
Erzeugung in die EG-Öko-VO sowie der Umsetzung der vom Öko-Vermarktungs-Fonds
geförderten Maßnahmen und nach der Verwirklichung zahlreicher interessanter Projekte
der Landwirte und des Handels ist zu erwarten, dass sich der ökologische Landbau in
Schleswig-Holstein stärker weiterentwickeln wird.

3.3.5. Welche besonderen Förderungen erhalten Ökobetriebe abweichend von
den konventionellen Betrieben?

Auf die Antworten zu den Fragen 3.3.1 und 3.3.2 wird verwiesen. Diese Flächenförderung
ist ein Schwerpunktprogramm ausschließlich für Ökobetriebe. Neu aufgenommen in die
Fördergrundsätze des GAK-Rahmenplans „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes“ (GAK) wurde auch die Bezuschussung von Kontrollkosten.

Darüber hinaus gibt es einige - in den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedliche -
Fördertatbestände, die unmittelbar einigen Unternehmen zugute kommen. Vgl. auch Ant-
wort zu Frage 3.4.1.

U.a. gibt es in dem GAK-Rahmenplan für Ökobetriebe abweichende Regelungen bei der
Förderung der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlich ökologisch erzeugter Pro-
dukte und bei der Agrarinvestitionsförderung (AFP). Die ansonsten geltenden Einschrän-
kungen für Investitionen in der Schweinehaltung sowie im Eier- und Geflügelsektor kom-
men bei Ökobetrieben nicht zur Anwendung. Außerdem können einzelne Betriebe beson-
ders in der Direktvermarktung, von den in einzelnen Bundesländern durchgeführten Akti-
onstagen für den ökologischen Landbau und der allgemeinen Presse- und Öffentlichkeits-
arbeit profitieren.

In Schleswig-Holstein erhalten Betriebe des ökologischen Landbaus Zuschüsse für die
Förderung der Vermarktung ökologisch erzeugter landwirtschaftlicher Produkte nach einer
Landesrichtlinie aus dem Jahre 1997 und ab 2001 auch zu den nachgewiesenen Kosten
einer Spezialberatung.

3.3.6. Werden in einzelnen Bundesländern sonstige Umstellungsprogramme für
die Landwirtschaft angeboten, so z. B. für die Verbesserung der Lebens-
und Aufzuchtbedingungen für alle Tiere?
Wenn ja, in welchen Bundesländern und in welcher Höhe?

Über die unter Ziffer 3.3.2 genannte Förderung der Gesamtbetriebsumstellung hinaus gibt
es keine weitere direkte Förderung der Umstellung auf den ökologischen Landbau. Es gibt
zahlreiche weitere Programme bei den Agrarumweltmaßnahmen (vgl. Ziffer 3.4.1). Umfas-
send dargestellt sind diese in dem Arbeitsbericht aus dem Institut für Strukturforschung der
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft (FAL) Braunschweig-Völkenrode „Synopse zu
den Agrarumweltprogrammen der Länder in der Bundesrepublik Deutschland, Maßnahmen
zur Förderung umweltgerechter und natürlicher Lebensraum schützender landwirtschaftli-
cher Produktionsverfahren gemäss Verordnung (EWG) 2078/92“ von Dr. Rainer Plankl. An
einer Fortschreibung dieses Arbeitsberichtes wird z.Z. gearbeitet.

Auch bei der Fortschreibung des GAK-Rahmenplans sollen zukünftig Förderschwerpunkte
umwelt- und tiergerechte Produktionsweisen sein. Die bundesweiten Rahmenbedingungen
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dafür hat der Planungsausschuss für Agrarstruktur und Küstenschutz (PLANAK) Ende Juni
beschlossen.

3.4. Agrar-Umweltprogramme
3.4.1. Welche Agrar-Umweltprogramme (Naturschutz, Landschaftspflege,

Gewässerschutz etc.) bestehen in den Bundesländern; wie sind die
Förderkonditionen, wie groß sind die einbezogenen Flächen und wie hoch
waren die gesamten Fördermittel (getrennt nach EU-, Bundes- und
Landesmitteln) in den Jahren 1996 bis 2000?

Agrarumweltprogramme werden in allen Bundesländern angeboten. Die hierfür aufgestell-
ten Förderkonditionen sind äußerst umfangreich. Sie sind von der Bundesanstalt für Land-
wirtschaft Braunschweig-Völkerode (FAL) in einer Synopse aus dem Jahr 1999 zusam-
mengefasst worden und können dort im einzelnen nachgelesen werden (Synopse zu den
Agrarumweltprogrammen der Länder in der Bundesrepublik – Bundesanstalt für Landwirt-
schaft Braunschweig-Völkerode (FAL) –Dr. Reiner Plankl / 1999). Eine eigene Darstellung
dieser Konditionen an dieser Stelle ist aufgrund deren Umfanges unangemessen.

Eine Abfrage in den Bundesländern hinsichtlich der in die Agrar-Umweltprogramme einbe-
zogenen Flächen sowie der hierfür aufgewendeten Fördermittel – aufgeteilt nach EU-, Bun-
des- und Landesmittel in den Jahren 1996 bis 2000 - hat folgendes Ergebnis gebracht:

Baden-Württemberg
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 1.124.039   84.776.533 0   84.677.000 169.453.533
1997 keine Ang.   82.523.442 0   79.099.000 161.622.442
1998 keine Ang.   80.683.314 0   78.496.000 159.179.314
1999 keine Ang.   81.877.918 0   78.646.000 160.523.918
2000 1.290.363 112.058.752 0 109.190.000 221.248.752

Bayern (Umweltministerium); Vertragsnaturschutz
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 20.589.000   7.850.000 0  6.040.000 13.890.000
1997 39.026.000 17.300.000 0 11.400.000 28.700.000
1998 41.870.000 18.050.000 0 13.200.000 31.250.000
1999 49.085.000 21.880.000 0 14.890.000 36.770.000
2000 49.045.000 23.440.000 0 13.740.000 37.180.000

Bayern (Landwirtschaftsministerium); Bay. Kulturlandschaftsprogramm (Teil A)
Jahr Betriebe Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 keine Ang. 139.850.000 0 139.850.000 279.700.000
1997 keine Ang. 164.100.000 0 164.100.000 328.200.000
1998 107.083 230.450.000 0 230.450.000 460.900.000
1999   98.497 227.950.000 0 227.950.000 455.900.000
2000   91.558 218.300.000 0 218.300.000 436.600.000
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Berlin
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 121   4.590   6.884 11.474 22.948
1997   93   3.433   5.149   8.582 17.164
1998 239   7.895 11.842 40.617 60.354
1999 272 11.441   6.175 41.955 59.571
2000 179 12.894   8.532 36.808 58.234

Brandenburg
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 204.889  6.071.135 9.106.702 45.113.545 60.291.382
1997 343.213 8.507.082 12.760.624 63.148.322 84.416.028
1998 357.394 22.385.601 0 66.483.123 88.868.724
1999 378.530 23.268.277 0 69.282.018 92.550.295
2000 366.903 21.862.711 0 65.146.943 87.009.654

Bremen
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996   66 18.420 0 18.420  36.840
1997   14   4.728 0   4.728    9.456
1998   85 23.739 0 23.739  47.478
1999 186 61.482 0 61.482 122.964
2000 167 58.560 0 58.560 117.120

Freie und Hansestadt Hamburg
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 5.376 1.456.399 167.265 1.168.277 2.791.941
1997 5.919 1.479.833 213.441 1.224.823 2.918.097
1998 5.794 1.202.488 213.441 1.014.478 2.430.407
1999 5.483 1.157.563 178.651 1.027.418 2.363.632
2000 5.502 1.055.843 158.604    897.704 2.112.151

Hessen
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 127.236 19.462.500 0 19.462.500 38.925.000
1997 135.839 21.016.000 0 21.016.000 42.032.000
1998 144.900 21.400.000 0 21.400.000 42.800.000
1999 142.000 19.350.000 0 19.350.000 38.700.000
2000 146.800 21.600.000 0 21.600.000 43.200.000

Mecklenburg-Vorpommern
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 149.862 7.965.000 4.972.500 38.812.500 51.750.000
1997   99.175 6.995.000 2.182.500 27.532.500 36.710.000
1998 129.794 8.447.500 2.475.000 32.767.500 43.690.000
1999 134.286 8.300.000 2.362.500 31.987.500 42.650.000
2000 140.051 8.122.000 2.283.000 31.215.000 41.620.000
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Niedersachsen (Angaben nur für das Jahr 2000 erhältlich)
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
2000 42.202 keine Ang. keine Ang. 6.430.600 12.586.600

Nordrhein-Westfalen (keine Angaben erhältlich)

Rheinland-Pfalz
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 76.200 13.400.000 100.000 13.600.000 27.100.000
1997 82.200 14.200.000 100.000 14.400.000 28.700.000
1998 90.300 15.600.000 100.000 15.700.000 31.400.000
1999 97.000 16.900.000 200.000 17.200.000 34.300.000
2000 97.800 19.700.000 200.000 19.900.000 39.800.000

Saarland
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 22.997 1.203.685 1.805.528 3.009.213 6.018.426
1997 23.999 1.195.169 1.792.754 2.987.923 5.975.846
1998 25.754 1.258.903 1.888.354 3.147.257 6.294.514
1999 24.669 1.137.142 1.723.713 2.872.855 5.745.711
2000 24.900 1.210.022 1.815.033 3.025.055 6.050.110

Sachsen
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 587.371 21.848.797 0 64.494.264   86.343.061
1997 613.037 22.388.423 0 65.550.960   87.939.383
1998 643.608 26.192.357 0 75.743.290 101.935.647
1999 604.711 27.714.422 0 80.454.782 108.169.204
2000 623.450 28.997.468 0 82.401.209 111.398.677

Sachsen-Anhalt
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 126.387 6.906.307 3.047.981 29.846.437 39.800.724
1997 141.544 10.471.423 3.526.049 29.210.561 43.208.032
1998 157.148 10.212.460 4.053.166 33.423.497 47.689.123
1999 134.710 5.992.769 3.682.395 27.755.673 37.430.837
2000 132.946 6.508.094 3.828.511 28.755.103 39.091.708

Thüringen
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 169.567 15.060.000 0 45.177.000 60.237.000
1997 191.779 17.194.000 0 51.582.000 68.776.000
1998 202.445 17.848.000 0 53.537.000 71.383.000
1999 199.849 17.021.000 0 51.060.000 68.081.000
2000 201.724 16.850.000 0 50.578.000 67.438.000
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Für Schleswig-Holstein ergibt sich folgende Situation:
Jahr Fläche

ha
Landesmittel

DM
Bundesmittel

DM
EU-Mittel

DM
insgesamt

DM
1996 19.678 4.234.388     649.900 3.408.768 8.293.056
1997 19.671 3.800.329     667.900 3.691.942 8.160.171
1998 26.174 3.519.928 1.268.700 4.039.854 8.828.482
1999 25.416 2.983.803 1.219.500 3.787.563 7.990.866
2000 25.382 2.876.064 1.347.200 3.913.093 8.136.357

3.5. Sonstige Maßnahmen
3.5.1. Welche Förderungen erhalten überbetriebliche Maschinenringe?

Maschinenringe sind die klassischen Selbsthilfeeinrichtungen der Landwirtschaft. Die
schleswig-holsteinische Landesregierung hat von 1988 – 1993 eine degressive Förderung
von neu gegründeten Maschinenringen durchgeführt. Mit dieser Anschubfinanzierung wur-
de erreicht, dass in Schleswig-Holstein flächendeckend die Mitgliedschaft in einem MR
möglich ist. In den meisten Bundesländern ist die Förderung der Maschinenringe zurück-
geführt bzw. eingestellt worden.

Maschinenringe in der Landwirtschaft nach Bundesländern
2000

Land Maschinenringe Maschinenring-
mitglieder

LF der Maschi-
nen-ringmit-

glieder

Landesförder-
mittel für MR

insge-
samt

davon angestellte

mit ohne Mitarbeiter²
hauptberuflichem Ge-

schäftsführer

Baden-Württemberg 35 28 7 59,0 25.148 809.282  ha 0,-

Bayern 88 88 0 169,0 103.182 2.590.000  ha 8.560.000,-

Berlin 0 0 0 0,0 0 0  ha 0,-

Brandenburg 0 0 0 0,0 0 0  ha 0,-

Bremen 1 0 1 0,0 59 3.100  ha 0,-

Hamburg 0 0 0 0,0 0 0  ha 0,-

Hessen 9 9 0 4,0 4.842 210.665  ha 450.000,-

Mecklenburg-Vorpommern 3 3 0 1,0 154 65.500  ha keine Angaben

Niedersachsen 44 36 8 53,0 24.175 1.370.000  ha 0,-

Nordrhein-Westfalen 21 9 12 11,0 19.790 774.321  ha 0,-

Rheinland-Pfalz 17 13 4 20,0 11.824 326.052  ha 260.000,-

Saarland 1 1 0 1,0 477 45.000  ha 20.000,-

Sachsen 11 5 6 0,0 711 118.960  ha 330.000,-

Sachsen-Anhalt 9 9 0 3,0 938 431.000  ha 250.000,-

Schleswig-Holstein 12 12 0 16,0 6.373 429.486  ha 0,-

Thüringen 9 9 0 0,0 839 280.584  ha keine Angaben

gesamt 260 219 41 337,0 198.512 7.453.950  ha
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3.5.2. Welche Landesförderungen erhalten die einzelnen Tierzuchtverbände in
den Ländern?

Die Tierzuchtförderung der Länder für die Tierarten Pferd, Rind, Schwein, Schaf und Ziege
basiert auf § 1 Abs. 2 sowie auf § 4 Abs. 1 des Tierzuchtgesetzes.
Während § 1 Abs. 2 auf die Verbesserung der Leistungsfähigkeit unter Berücksichtigung
der Vitalität, der Produktqualität und der Wettbewerbsfähigkeit sowie auf die Erhaltung der
genetischen Vielfalt abzielt, verpflichtet § 4 Abs. 1 die Länder zur Förderung von Leistungs-
prüfungen und Zuchtwertfeststellungen.

Die Unterstützung der Verbände für Wirtschaftsgeflügel, Rassegeflügel und -kaninchen
sowie Imkerei erfolgt auf freiwilliger Basis, um deren im öffentlichen Interesse liegende Ar-
beit zu honorieren.

Die Landesförderungen der Tierzuchtverbände im Jahre 2001 sind in den nachfolgenden
Tabellen dargestellt.

Das Tierzuchtgesetz gibt weder Art noch Höhe der Förderung der Tierzucht vor. Deshalb
variieren die Landesförderungen der Tierzuchtverbände. Grundsätzlich kann zwischen vier
Förderinstrumenten unterschieden werden:

1. direkte finanzielle Förderung der Verbände,
2. direkte finanzielle Förderung von (Prüf-) Einrichtungen,
3. Bereitstellung von (Prüf-) Einrichtungen und -Behörden sowie
4. Übernahme von Personalkosten.

Die Betreuung und indirekte Förderung der Tierzucht in den Ländern Berlin, Bremen und
Hamburg wird in der Regel von Zuchtverbänden der benachbarten Flächenländer wahrge-
nommen.

Auf dem Rinderzuchtsektor werden vor allem die drei erstgenannten Fördermaßnahmen in
verschiedenen Variationen angewendet. Die Bereitstellung von Personal für Aufgaben der
Zuchtleitung bei den Rinderzuchtverbänden wurde in Schleswig-Holstein im Jahre 1990 mit
der Auflösung des Landesamtes für Tierzucht eingestellt. Hierdurch wurde eine strikte
Trennung zwischen hoheitlichen und privatwirtschaftlichen Aufgaben erreicht.

Auf dem Gebiet der Pferdezucht überwiegen die Förderinstrumente 1 und 3. Als Besonder-
heit erscheint bemerkenswert, dass die Mehrheit der Bundesländer Landgestüte zur Unter-
stützung der Landespferdezucht bereitstellt. Durch Beschluss des schleswig-holsteinischen
Landtages ist der Betrieb des Landgestüts Traventhal im Jahre 1960 eingestellt worden. Mit
der Übergabe der meisten Hengste an den Holsteiner Verband hat Schleswig-Holstein
frühzeitig auf Privatinitiative in der Pferdezucht gesetzt. Da die Holsteiner zu den weltweit
führenden Reitpferderassen gehören, muss die damalige Entscheidung heute als weitsich-
tig beurteilt werden. Die Zucht von Trabern und Vollblütern wird in allen Bundesländern mit
bestehenden Rennvereinen über Rückerstattungen bis zur Höhe von 96 % aus der Renn-
wettsteuer gefördert. In Schleswig-Holstein finden ganzjährig Trabrennprüfungen in Elms-
horn statt.

Im Schweinezuchtbereich werden schwerpunktmäßig die ersten drei Fördervarianten ein-
gesetzt. Mit Ausnahme von Berlin, Bremen und Hamburg fördern alle Länder stationäre
Prüfeinrichtungen bzw. halten diese zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Qualität
der regionalen Schweinezucht bereit. Bisher sind Fleischleistungsprüfungen bei Schweinen
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in Schleswig-Holstein auf der Station der Landwirtschaftskammer (LK) in Achterwehr erfolg-
reich durchgeführt worden. Aufgrund von Sparmaßnahmen bei der LK muss die Träger-
schaft für stationäre Schweineleistungsprüfungen in Schleswig-Holstein neu strukturiert
werden.

Auf dem Gebiet der Schaf- und Ziegenzucht werden in verschiedenen Variationen vorwie-
gend die drei ersten Förderinstrumente eingesetzt. Wegen der geringen Wirtschaftskraft
der Schaf- und Ziegenzuchtorganisationen werden diese darüber hinaus vielfach noch von
den Ländern durch die Übernahme von Personalkosten für die Zuchtleitung unterstützt.
Wie bereits oben erwähnt, wurde diese Form der Förderung bereits im Jahre 1990 aus
Gründen der Rechtsklarheit in Schleswig-Holstein generell aufgegeben.

Die meisten Länder fördern nach wie vor Organisationen für die Zucht von Rassegeflügel
und -kaninchen, obwohl dies eine freiwillige Maßnahme ist. Neben der gesellschaftspoliti-
schen Begründung sprechen vor allem Aspekte der Erhaltung genetischer Ressourcen für
den Einsatz öffentlicher Mittel auf diesem Gebiet. Aufgrund notwendiger Sparmaßnahmen
wurde diese Förderung in Schleswig-Holstein im Jahre 2001 eingestellt.

Sehr wenige Länder engagieren sich noch mit Fördermitteln auf dem Wirtschaftsgeflügel-
sektor. Schleswig-Holstein hat die diesbezügliche Förderung im Jahre 2001 beendet.

Wegen der großen Bedeutung der Bienenhaltung für die Bestäubung von Wild- und Kultur-
pflanzen fördern alle Bundesländer die Imkerei auf unterschiedliche Weise, alle nutzen je-
doch die Förderung nach der Verordnung (EG) 1221/97. In Schleswig-Holstein bereitet es
Schwierigkeiten, künftig den Kofinanzierungsanteil von 50 % aus Landesmitteln aufzubrin-
gen. Deshalb wird zurzeit nach alternativen Fördermöglichkeiten für die Imkerei gesucht.

Landesförderungen der
Tierzuchtverbände für Rinder im Jahre 2001 1)

Bundesland

direkte
finanzielle

Förde-
rung

direkte finanzielle
Förderung von

(Prüf-)ein-
richtungen

Bereitstellung von
(Prüf-)ein-

richtungen bzw. -
behörden

Übernahme
von Personal-

kosten

Baden-Württemberg -- X -- X (Zuchtleitung
teilweise)

Bayern X X X --
Berlin -- -- -- --
Brandenburg X X X --
Bremen -- -- -- --
Hamburg -- -- -- --
Hessen X X X X
Mecklenburg-Vorpommern keine An-

gabe
keine Angabe k.A. keine Angabe

Niedersachsen -- X -- --
Nordrhein-Westfalen -- -- X (durch LK) 2) --
Rheinland-Pfalz X -- -- x (teilw. LK) 2)

Saarland -- X -- --
Sachsen X X X --
Sachsen-Anhalt X -- -- --
Schleswig-Holstein X X X (LK) 2) --
Thüringen X X X X
1) zutreffendes ist angekreuzt
2) LK = Landwirtschaftskammer
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Landesförderungen der
Tierzuchtverbände für Pferde im Jahre 2001 1)

Bundesland
direkte fi-
nanzielle

Förderung

direkte finan-
zielle Förderung
von (Prüf-)ein-

richtungen

Bereitstellung
von (Prüf-)ein-

richtungen
bzw. -

behörden

Übernahme
von Perso-
nalkosten

Erstat-
tungen
nach

Rennwett-
und Lotte-
riegesetz

Baden-Württemberg -- X X 2) X (Zuchtlei-
tung)

X

Bayern X -- X 2) -- X
Berlin -- -- -- -- X
Brandenburg X -- X 2) -- --
Bremen -- -- -- -- --
Hamburg -- -- -- -- X
Hessen X -- X 2) X X
Mecklenburg-Vorpommern keine Anga-

be
keine Angabe X 2) keine Angabe --

Niedersachsen -- X X 2) -- X
Nordrhein-Westfalen -- -- X 2) X (teilw.LK) 3) X
Rheinland-Pfalz X -- X 2) X (teilw.LK) 3) X
Saarland -- -- -- -- --
Sachsen X -- X 2) X X
Sachsen-Anhalt X -- X 2) -- X
Schleswig-Holstein X -- X (LK) 3) -- X
Thüringen X -- -- X X
1) Zutreffendes ist angekreuzt
2) mit Landesgestüt
3) LK = Landwirtschaftskammer

Landesförderungen der
Tierzuchtverbände für Schweine im Jahre 2001 1

Bundesland
direkte finan-
zielle Förde-

rung

direkte finan-
zielle Förderung

von
(Prüf-)einrichtun-

gen

Bereitstellung von
(Prüf-) einrichtun-

gen bzw. -behörden Übernahme von Per-
sonalkosten

Baden-Württemberg -- -- X 2) X (Zuchtleitung)
Bayern X X X --
Berlin -- -- -- --
Brandenburg X X X --
Bremen -- -- -- --
Hamburg -- -- -- --
Hessen X X X X
Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe X keine Angabe keine Angabe
Niedersachsen -- X X (LK) 3) --
Nordrhein-Westfalen -- X X X (teilweise LK) 3)

Rheinland-Pfalz X -- X X (teilweise LK) 3)

Saarland -- X -- --
Sachsen X -- X X
Sachsen-Anhalt X -- X --
Schleswig-Holstein X X X (LK) --
Thüringen X X X X
1) Zutreffendes ist angekreuzt
2) Leistungsprüfungsanstalt
3) LK = Landwirtschaftskammer
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Landesförderungen der
Tierzuchtverbände für Schafe und Ziegen im Jahre 2001 1)

Bundesland
direkte fi-
nanzielle

Förderung

direkte finan-
zielle Förderung
von (Prüf-)ein-

richtungen

Bereitstellung
von (Prüf-)ein-

richtungen bzw.
-behörden

Übernahme von
Personalkosten

Baden-Württemberg -- -- X X (Zuchtleitung)
Bayern X X X --
Berlin -- -- -- --
Brandenburg X X X X (Zuchtleiter)
Bremen -- -- -- --
Hamburg -- -- -- --
Hessen X X X X
Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe keine Angabe keine Angabe X (Zuchtleiter)
Niedersachsen -- X X (LK) 2) --
Nordrhein-Westfalen X -- X X (teilweise LK)2)

Rheinland-Pfalz X -- X X (teilweise LK)2)

Saarland -- -- -- --
Sachsen X -- X X
Sachsen-Anhalt X -- X --
Schleswig-Holstein X X X (LK) 2) --
Thüringen X X X X
1) Zutreffendes ist angekreuzt
2) LK = Landwirtschaftskammer

Landesförderungen der
Tierzuchtverbände für Rassegeflügel und -kaninchen im Jahre 2001 1)

Bundesland
direkte finan-
zielle Förde-

rung

direkte finan-
zielle Förderung
von (Prüf-)ein-

richtungen

Bereitstellung
von (Prüf-)ein-

richtungen bzw.
-behörden

Übernahme
von Perso-
nalkosten

Baden-Württemberg -- -- -- --
Bayern X -- -- --
Berlin -- -- -- --
Brandenburg X -- -- --
Bremen -- -- -- --
Hamburg -- -- -- --
Hessen 2) X X X X
Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe keine Angabe keine Angabe keine Angabe
Niedersachsen X -- -- --
Nordrhein-Westfalen -- -- -- --
Rheinland-Pfalz X -- -- --
Saarland X -- -- --
Sachsen X -- -- --
Sachsen-Anhalt X X -- --
Schleswig-Holstein -- -- -- --
Thüringen X -- -- --
1) Zutreffendes ist angekreuzt
2) nur Rassegeflügel
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Landesförderungen der
Tierzuchtverbände für Wirtschaftsgeflügel im Jahre 2001 1)

Bundesland
direkte fi-
nanzielle

Förderung

direkte finan-
zielle Förde-

rung von
(Prüf-)ein-
richtungen

Bereitstellung
von (Prüf-)ein-

richtungen bzw.
-behörden

Übernahme von
Personalkosten

Baden-Württemberg -- -- -- X (0,75 AK)

Bayern -- -- -- --
Berlin -- -- -- --
Brandenburg -- -- -- --
Bremen -- -- -- --
Hamburg -- -- -- --
Hessen -- -- -- --
Mecklenburg-Vorpommern keine Angabe keine Angabe keine Angabe keine Angabe
Niedersachsen -- -- -- --
Nordrhein-Westfalen -- -- -- X (teilweise LK)

2)

Rheinland-Pfalz X -- -- X (teilweise LK) 2)

Saarland -- -- -- --
Sachsen X -- -- --
Sachsen-Anhalt -- -- -- --
Schleswig-Holstein -- -- -- --
Thüringen -- -- -- --
1) Zutreffendes ist angekreuzt
2) LK = Landwirtschaftskammer

Landesförderungen der
Tierzuchtverbände für Bienen im Jahre 2001 1)

Bundesland

direkte
finanzielle
Förderung
mit Lan-

desmitteln

direkte fi-
nanzielle För-
derung von
(Prüf-)ein-
richtungen

Bereitstel-
lung von

(Prüf-)ein-
richtungen

bzw. -behör-
den

Über-
nahme

von Per-
sonal-
kosten

Förderung
nach

VO (EG)
1221/97

Baden-Württemberg -- -- -- -- X
Bayern X X X -- X
Berlin -- -- -- -- X
Brandenburg X -- -- -- X
Bremen -- -- -- -- X
Hamburg -- -- -- -- X
Hessen X X X X X
Mecklenburg-Vorpommern keine An-

gabe
keine Angabe keine Anga-

be
keine

Angabe
X

Niedersachsen -- X -- -- X
Nordrhein-Westfalen -- -- -- -- X
Rheinland-Pfalz X -- X -- X
Saarland -- -- -- -- X
Sachsen X -- -- -- X
Sachsen-Anhalt X -- -- -- X
Schleswig-Holstein -- X (teilweise LK)

2)
X (durch

Kreis)
X (teil-

weise LK)
X

Thüringen X -- -- -- X
1) Zutreffendes ist angekreuzt
2) LK = Landwirtschaftskammer
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3.6. Welche Landesförderungen erhalten die Landeskontrollverbände für
Milchleistungsprüfungen in den einzelnen Bundesländern?

Die Förderung der Landeskontrollverbände für Milchleistungsprüfungen (MLP) basiert auf §
4 Abs. 1 des Tierzuchtgesetzes. Die Quellen zur Förderung der MLP sind vielfältig:
−−−− Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-

schutzes“ (GAK),
−−−− reine Landesmittel,
−−−− anteilige Förderung aus Abgaben nach § 22 des Milch- und Fettgesetzes,
−−−− Übernahme von Personalkosten,
−−−− Bereitstellung von Einrichtungen.

Das Hauptförderungsinstrument für die MLP ist die GAK. Mit Ausnahme von Bayern, das
allein mit Landesmitteln und Personalkostenübernahmen arbeitet, nutzen alle Flächenlän-
der diesen Förderweg. Nach den GAK-Fördergrundsätzen beträgt die maximale Förderhö-
he 20,- DM pro Kuh und Jahr. Auch Schleswig-Holstein hat für diese Maßnahme bis zum
Jahre 2001 bedeutende Förderbeträge bereitgestellt.

Wie die Länder im Einzelnen die MLP mit öffentlichen Mitteln oder gesetzlich festgelegten
Abgaben aller Milcherzeuger unterstützen, ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen:

Landesförderungen der
Landeskontrollverbände im Jahre 2001 1)

Bundesland
Mittel

aus der
GAK

Reine Lan-
desmittel

aus Abgabe
nach § 22
Milch- und
Fettgesetz

Übernahme
von Perso-
nalkosten

Bereit-
stellung
von Ein-
richtun-

gen
Baden-Württemberg X X -- -- X (EDV,

teilweise)
Bayern -- X -- X --
Berlin -- -- --
Brandenburg

X
--

X 2)

-- --
Bremen -- -- -- -- --
Hamburg X -- -- X --
Hessen X -- X X --
Mecklenburg-Vorpommern X keine Angabe keine Anga-

be
keine Anga-

be
keine An-

gabe
Niedersachsen X -- -- -- --
Nordrhein-Westfalen X -- X -- --
Rheinland-Pfalz X -- X X --
Saarland X -- X -- --
Sachsen X -- -- -- --
Sachsen-Anhalt X -- -- -- --
Schleswig-Holstein X -- -- X (teilweise

LK) 3)
--

Thüringen X -- -- X --
1) Zutreffendes ist angekreuzt
2) anteilig für Milchqualitätsberatung
3) LK = Landwirtschaftskammer
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4. Gesetzliche Vorschriften, administrative Maßnahmen
4.1. Welche Regelungen zu Wasserschutzgebieten bestehen in den einzelnen

Ländern hinsichtlich der Auflagen und der Kriterien sowie der Höhe der
Ausgleichszahlungen?

Die Kriterien für die Ausweisung von Wasserschutzgebieten sind bundeseinheitlich im § 19
Abs. 1 WHG geregelt. Die in den einzelnen Wasserschutzgebieten geltenden Auflagen sind
regelmäßig in den Verordnungen normiert, mit denen diese Gebiete ausgewiesen worden
sind. Bundesweit bestehen mehrere tausend Wasserschutzgebiete, so dass eine Angabe
der Fundstellen dieser Verordnungen im Rahmen der Beantwortung einer großen Anfrage
nicht möglich ist. Die in den einzelnen Bundesländern für die Höhe der Ausgleichszahlun-
gen in Wasserschutzgebieten geltenden Rechtsgrundlagen wurden 1998 in einer Veröf-
fentlichung der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) „Gewässerschützende Land-
bewirtschaftung in Wassergewinnungsgebieten“ erfasst. Den Ländern wurde im Rahmen
einer bundesweiten Umfrage Gelegenheit gegeben, diese Angaben zu aktualisieren. Da-
nach gelten in den anderen Bundesländern für den Ausgleich in Wasserschutzgebieten
folgende Rechtsvorschriften:
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Baden-Württemberg - § 24 Abs. 4 („Wasserschutzgebiete“) und § 110a („Anordnungen der obersten Wasserbehörde in
Wasser- und Quellenschutzgebieten) BWWG in der Fassung vom 01. Juli 1988 (GBl. S. 269), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 16. Juli 1998 (GBl. S. 422).

- Verordnung des Umweltministeriums über Schutzbestimmungen in Wasser- und Quellenschutzge-
bieten und die Gewährung von Ausgleichsleistungen (Schutzgebiets- und Ausgleichsverordnung –
SchALVO) vom 20. Februar 2001 (GBl. S. 145)

Bayern Art. 35 („Festsetzung der Wasserschutzgebiete, Schutzanordnungen“) und Art. 74 Abs. 5 und 6 („Art und
Ausmaß der Entschädigung und des Ausgleichs, Entschädigungs- und Ausgleichspflichtiger“) BayWG in
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1994 (GVBl. S. 822), geändert durch Gesetz vom 26. Juli
1995 (GVBl. S. 353) und durch Gesetz vom 26. Juli 1997 (GVBl. S. 311 und S. 348)

Berlin § 22 Abs. 1 und 7 („Wasserschutzgebiete“), § 84 Abs. 4 und 7 („Art und Ausmaß von Entschädigung und
Ausgleich“) sowie § 96 („Festsetzung der Entschädigung und des Ausgleichs“) BWG in der Fassung vom
03. März 1989 (GVBl. S. 605), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Oktober 1995 (GVBl. S. 695).

Brandenburg § 15 („Wasserschutzgebiete“) und § 16 („Besondere Vorschriften für Wasserschutzgebiete, Fortbestehen
bisheriger Trinkwasserschutzgebiete“) BbgWG vom 13. Juli 1994 (GVBl. I  S. 302), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 22. Dezember 1997 (GVBl. I  S. 168).

Bremen § 47 („Festsetzung von Wasserschutzgebieten“), § 48 („Schutzbestimmungen“), § 53 („Entschädigungs-
pflichtige Anordnungen“), § 53a („Ausgleichspflichtige Anordnung“), § 58 („Entschädigungspflichtiger“) und
§ 59 („Verfahren“) BrWG vom 26. Februar 1991 (Brem. GBl. S. 65, berichtigt S. 158), zuletzt geändert
durch Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 17. September 1997 (Brem. GBl. S. 325, 519).

Hamburg § 27 („Wasserschutzgebiete“), § 75 Abs. 2 („Entschädigung, Ausgleich – Allgemeines“) und § 77 („Ent-
scheidung über die Entschädigung“) HWaG vom 20. Juni 1960 (GVBl. S. 335), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 20. Januar 1997 (GVBl. S. 9).

Hessen § 29 („Wasserschutzgebiete“), § 30 („Vorbeugender Gewässerschutz“) und § 92 („Ausgleichspflicht für
erhöhte Anforderungen“) HWG in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1990 (GVBl. I  S.
114), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Juli 1997 (GVBl. I  S. 232).

Mecklenburg-Vorpommern § 19 („Wasserschutzgebiete“) LWaG vom 30. November 1992 (GVOBL. MV. S. 669), geändert durch
Gesetz vom 02. März 1993 (GVOBL. MV. S. 178).

Niedersachsen - § 48 („Festsetzung von Wasserschutzgebieten“), § 49 („Schutzbestimmungen“) und § 51a („Aus-
gleich“) NWG in der Fassung vom 20. August 1990 (Nds. GVBl. S. 371), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 11. Februar 1998 (Nds. GVBl. S. 86).

- Verordnung über Ausgleichsleistungen in Wasserschutzgebieten vom 27. Februar 1996 (Nds. GVBl.
S. 47).

Nordrhein-Westfalen § 14 („Wasserschutzgebiete“) und § 15 („Besondere Vorschriften für Wasserschutzgebiete“) LWG in der
Fassung vom 09. Juni 1989 (GV. NW. S. 384), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 1995 (GV.
NW. S. 926).

Rheinland-Pfalz § 13 („Wasserschutzgebiete“), § 15 („Entschädigungs- und Ausgleichspflicht“) und § 121 („Entschädigung,
Ausgleich“) LWG in der Fassung vom 14. Dezember 1990 (GVBl. 1991, S. 11), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 05. April 1995 (GVBl. S. 69).

Saarland § 37 („Wasserschutzgebiete“) und § 99 („Ausgleich- Art, Ausmaß, Verfahren“) SWG in der Fassung der
Bekanntmachung vom 11. Dezember 1989 (Abl. S. 1641), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. März
1998 (Abl. S. 306).

Sachsen - § 48 („Wasserschutzgebiete“) SächsWG vom 23. Februar 1993 (SächsGVBl. S. 201), geändert durch
Gesetz vom 04. Juli 1994 (SächsGVBl. S. 1261)

- Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landesentwicklung über Schutzbe-
stimmungen und Ausgleichsleistungen für erhöhte Aufwendungen der Land- und Forstwirtschaft in
Wasserschutzgebieten (Sächsische SchAVO vom 30. Juni 1994; Sächs. GVBl. Nr. 39, S. 1178).

Sachsen-Anhalt §§ 48 – 53 WG LSA vom 21. April 1998 (GVBl. LSA S. 186).
Thüringen § 28 („Wasserschutzgebiete“), § 102 („Ausgleichspflicht für erhöhte Anforderungen“), § 130 Abs. 2

(„Trinkwasservorbehalts-, Trinkwasserschutz- und Hochwassergebiete“) und § 131 Abs. 2 („Heilquellen-
schutz“) ThürWG vom 10. Mai 1994 (GVBl. S. 445), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember
1995 (GVBl. S. 413).

In Schleswig-Holstein gelten für den Ausgleich in Wasserschutzgebieten § 4 („Wasser-
schutz- und Quellenschutzgebiete“), § 104 (Entschädigung, Ausgleich: „Art, Ausmaß,
Schuldner“) LWG in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juni 2000 (GVOBl. Schl.-
H. S. 490 ber. S. 550), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04. Februar 2001 (GVOBl. S.
14).“
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4.2. Welche Bewirtschaftungssauflagen und Ausgleichszahlungen bestehen
für Natur- und Landschaftsschutzgebiete der Länder?

Vorbemerkung:
Naturschutzgebiete (NSG): Gebiete, in denen ein besonderer Schutz der Natur in ihrer
Ganzheit oder in Teilen erforderlich ist, können durch Verordnung der obersten Natur-
schutzbehörde zu Naturschutzgebieten erklärt werden (§ 17 LNatSchG).
In Schleswig-Holstein sind 178 Naturschutzgebiete mit einer Gesamtfläche von
rd. 201.392 ha durch Landesverordnung naturschutzrechtlich gesichert.

Landschaftsschutzgebiete (LSG): Landschaftsschutzgebiete werden durch Verordnung
der unteren Naturschutzbehörde der Kreise und kreisfreien Städte ausgewiesen (§ 18
LNatSchG).
In Schleswig-Holstein sind zur Zeit 287 Landschaftsschutzgebiete mit einer Gesamtfläche
von rd. 256.894 ha naturschutzrechtlich gesichert.

Die Verordnungen nennen u. a. die zur Erreichung des Schutzzweckes notwendigen Ge-
bote oder Verbote und die unter Berücksichtigung des Schutzzweckes vertretbaren Aus-
nahmen von den Geboten oder Verboten (§ 16 Abs. 2 LNatSchG).
Mit den Verboten können Einschränkungen und Verbote der land-, forst-, fischereiwirt-
schaftlichen und jagdlichen Nutzung von Flächen verbunden sein.
Werden aufgrund von Verboten oder von eingeschränkt zulässigen Handlungen von den
betroffenen Eigentümern oder Nutzungsberechtigten Anträge auf eine Entschädigung oder
einen Härteausgleich gestellt, sind die Bestimmungen der §§ 42 und 43 des Landesnatur-
schutzgesetzes einschlägig.

Bewirtschaftungsauflagen in Naturschutzgebieten
In Abhängigkeit von dem jeweiligen Schutzzweck weisen die Landesverordnungen über ein
Naturschutzgebiet in Schleswig-Holstein unterschiedliche Bewirtschaftungsauflagen, d. h.
Einschränkungen für die landwirtschaftliche Bodennutzung auf.

Bewirtschaftungsauflagen für als Acker genutzte Flächen:
1. Verbot des Einsatzes von Dünger- und Pflanzenschutzmitteln oder
2. Nutzung der Flächen nur als Grünland zulässig; zusätzliches Verbot

des Umbruchs, Verbot der Intensivierung der Entwässerung, Verbot von Pflanzen-
schutzmitteln und Dünger oder

3. Verbot, einen 10 m breiten Randstreifen entlang eines Fließgewässers zu düngen
und mit Pflanzenschutzmitteln zu behandeln oder

4. Verbot der Bewirtschaftung eines 10 m breiten Randstreifens entlang eines
Waldes oder

5. Nutzung nur im Rahmen des ökologischen Landbaus zulässig.

Bewirtschaftungsauflagen für als Grünland genutzte Flächen:
1.  Verbot der Umwandlung von Grünlandflächen in Ackerflächen, Verbot

der Intensivierung der Entwässerung, Verbot von Pflanzenschutzmitteln
und Dünger oder

2. Verbot des Umbruchs von Dauergrünland, Verbot der Intensivierung der Entwässerung,
Verbot des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln, Verbot des Einsatzes von Dünger auf
einem 10 m breiten Randstreifen entlang eines Fließgewässers oder
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3. Verbot des Umbruchs von Dauergrünland, Verbot der Intensivierung der Entwässerung,
Schafbeweidung erlaubt vom 15. August bis zum 01. März eines jeden Jahres oder

4. Nutzung der Fläche nur als Dauergrünland erlaubt, Verbot des Ausbringens von Jau-
che, Gülle und Pflanzenschutzmitteln, Verbot der Bodenbearbeitung (walzen, schlep-
pen, mähen) in einer bestimmten Zeit (Brutzeit der Wiesenvögel), Verbot in der Zeit
vom 5. April bis zum 30. Juni eines jeden Jahres mehr als zwei Rinder oder drei Mutter-
schafe und deren Lämmer je Hektar aufzutreiben oder

5. Verbot des Einsatzes von Dünger und Pfanzenschutzmitteln oder
6. Beweidungsverbot in der Zeit vom 01. März bis zum 31. Mai eines jeden Jahres oder
7. Verbot der Intensivierung der Entwässerung, Verbot von Pflanzenschutzmitteln und

Dünger, Standweide nur in der Zeit vom 01. Juli bis zum 15. März eines jeden Jahres
erlaubt und Verbot der Bodenbearbeitung in der Zeit vom 15. März bis zum 30. Juni ei-
nes jeden Jahres oder

8. nur ökologischer Landbau zulässig; zusätzliches Verbot, in der Zeit vom 25. März bis
zum 25.Juni eines jeden Jahres zu walzen, zu schleppen oder zu mähen oder

9. nur Mahd und Nachweide in Abstimmung mit den Landesamt für Natur und Umwelt als
obere Naturschutzbehörde oder

10. Pflegenutzung nur nach Maßgabe des Landesamtes für Natur und Umwelt als
obere Naturschutzbehörde zulässig.

Die vorgestellten Varianten von Bewirtschaftungsauflagen sind in den Landesverordnungen
über Naturschutzgebiete seit 1987 zu finden.
Betroffen sind in 32 Naturschutzgebieten rd. 500 Hektar landwirtschaftliche Nutzflächen
privater Eigentümer.
Für diese verordneten Einschränkungen hat das Land Schleswig-Holstein auf Antrag bisher
Entschädigungszahlungen gem. § 42 des Landesnaturschutzgesetzes geleistet. Aus-
gleichszahlungen (Härteausgleich) gem. § 43 des Landesnaturschutzgesetzes wurden bis-
her nicht beantragt.

Vor dieser Zeit wurde in den Verordnungen über Naturschutzgebiete die ordnungsgemäße
landwirtschafltiche Bodennutzung in der Regel uneingeschränkt zugelassen.
Mit dem Inkrafttreten des Landesnaturschutzgesetzes und damit der Bestimmungen des §
58b LNatSchG am 01. Juli 1993 wurden jedoch, unbeschadet der Vorschriften der beste-
henden Verordnungen, für alle zu diesem Zeitpunkt bestehenden Landesverordnungen
über Naturschutzgebiete (sogenannte Altverordnungen) weitere Nutzungsauflagen einge-
führt:
•  Die Nutzung darf nicht intensiviert, bestehende Nutzungen dürfen nicht zum Nachteil

der Natur verändert werden;
•  Wiesen und Dauergrünland dürfen nicht mehr als bisher entwässert und nicht umgebro-

chen werden; Pflanzenschutzmittel und Klärschlamm dürfen nicht auf diesen Flächen
aufgebracht werden;

•  die Errichtung oder wesentliche Änderung von baulichen Anlagen aller Art und die Vor-
nahme sonstiger Eingriffe ist unzulässig.

Die Anzahl der von diesen Einschränkungen betroffenen Gebiete ist jedoch sehr gering. Bis
heute sind hierzu keine Anträge auf Entschädigung eingegangen.

Ab dem Jahr 2001 werden für Grünlandflächen in Naturschutzgebieten, für die der soge-
nannte Grundschutz verordnet wird (Verbot der Intensivierung der Entwässerung, Um-
bruchverbot, Verbot von Pflanzenschutzmitteln), Ausgleichszahlungen in Höhe von 150,-
DM/ha pro Jahr gewährt.
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Bewirtschaftungsauflagen in Landschaftsschutzgebieten:
In Landschaftsschutzgebieten, die von den Landräten der Kreise und Oberbürgermeistern
bzw. dem Bürgermeister der kreisfreien Städte als untere Naturschutzbehörden ausgewie-
sen werden, ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bodennutzung in der Regel unein-
geschränkt zulässig.
In wenigen Einzelfällen, z. B. auf dem Gebiet der Hansestadt Lübeck, ist ein Umbruchver-
bot von Dauergrünland und das Verbot, die Flächen stärker als bisher zu entwässern, als
Bewirtschaftungsauflage verordnet worden.
Diese Auflagen entsprechen auf den betroffenen Standorten aber der guten fachlichen
Praxis und sind daher nicht auszugleichen.

Aufgrund von Anträgen nach den §§ 42 und 43 des Landesnaturschutzgesetzes (Ent-
schädigung, Härteausgleich) wurden in Schleswig-Holstein bisher folgende Aus-
gleichszahlungen geleistet:

1. Entschädigung für Nutzungsbeschränkungen im Naturschutzgebiet
„Halbinsel Holnis“:
Die Landesverordnung über das Naturschutzgebiet schränkt die landwirtschaftliche
Nutzung auf Teilflächen ein. Grundlage für die Entschädigung ist § 42 LNatSchG. Ge-
zahlt wurde folgender Betrag aus dem Titel 1302-681 41 MG 01:
1997: 1.080,11 DM.

2. Ausgleich für Nutzungsbeschränkungen im Naturschutzgebiet „Goldenseeufer und Um-
gebung“:
Die Landesverordnung über das Naturschutzgebiet schränkt die landwirtschaftliche
Nutzung ein. Grundlage für die Entschädigung ist § 42 LNatSchG.
Gezahlt wurde folgender Betrag aus dem Titel 1302-681 41 MG 01:
1998: 131.850,- DM.

Weitere Anträge auf Zahlung einer Entschädigung nach § 42 des Landesnaturschutzgeset-
zes liegen dem Landesamt für Natur und Umwelt vor. Die Zahlung der bewilligten Entschä-
digungen erfolgt, sobald die Bescheide Rechtskraft erlangt haben.

Bewirtschaftungsauflagen und Ausgleichszahlungen in anderen Bundesländern:

Eine Umfrage bei den Ländern hat ergeben:
•  In Hessen sind in den Verordnungen über Landschaftsschutzgebiete in der Regel keine

Auflagen für die landwirtschaftliche Bodennutzung enthalten.
In Verordnungen über Naturschutzgebiete kann dies im konkreten Einzelfall so sein. Für
Entschädigungen stehen jährlich 800.000 DM bereit.

•  In Sachsen werden freiwillige Einschränkungen in Naturschutzgebieten und Land-
schaftsschutzgebieten auf der Grundlage des Vertragsnaturschutzes geregelt.

•  In Sachsen-Anhalt sehen einzelne Verordnungen für Naturschutzgebiete Einschrän-
kungen für die landwirtschaftliche Bodennutzung vor. Entschädigungen werden auf der
Grundlage des Landesnaturschutzgesetzes geleistet.

•  In Bayern können in ausgewiesenen Natura 2000-Gebieten (Naturschutzgebieten) Be-
wirtschaftungsbeschränkungen Einkommensverluste verursachen, zu deren Ausgleich
die in der folgenden Tabelle aufgelisteten Zahlungen einen wichtigen Beitrag leisten:

Maßnahme jährliche Förderung
Verbot oder Einschränkung von Pflanzenschutzmitteln, mine- bis zu 500 DM/ha
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ralischen oder organischen Düngemitteln auf der LF
jahreszeitliche Einschränkungen der Bewirtschaftung von
Wiesen für die Zeit vom 15. März bis 31. August

von 300 bis 450 DM/ha

Einschränkung der Intensität oder des Zeitraums der Bewei-
dung

bis zu 240 DM/ha

Weitere Daten aus anderen Bundesländern liegen nicht vor und konnten im Rahmen einer
Länderumfrage auch nicht ermittelt werden.

4.3. Welche unterschiedlichen Regelungen bestehen zum landwirtschaftlichen
Bauen in den Ländern, insbesondere hinsichtlich der Dauer von Bauge-
nehmigungen im Regelfall und im Konfliktfall und in Bezug auf das privi-
legierte Bauen?

Die planungsrechtliche Zulässigkeit landwirtschaftlicher Betriebe im Außenbereich ist in den
Vorschriften des § 35 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) geregelt. Den Strukturwandel in der
Landwirtschaft, insbesondere in Bezug auf die Nutzungsänderung bisher landwirtschaftlich
genutzter Gebäude, erleichtern die Regelungen des § 35 Abs. 4 BauGB. Das Baugesetz-
buch ist als Bundesgesetz bundesweit einheitlich anzuwenden.

Baugenehmigungen und Teilbaugenehmigungen erlöschen, wenn innerhalb von drei Jah-
ren nach Erteilung der Genehmigung mit der Ausführung des Vorhabens nicht begonnen
oder die Ausführung ein Jahr unterbrochen worden ist (§ 80 Abs. 1 Landesbauordnung –
LBO). Das gilt für einen Bauvorbescheid entsprechend (§ 72 Abs. 1 LBO). Die Geltungs-
dauer von Baugenehmigungen kann auf Antrag verlängert werden. In den meisten Bun-
desländern gelten Baugenehmigungen ebenfalls drei Jahre.

In Konfliktfällen, z. B. auf Grund von Nachbarklagen, entzieht sich die Dauer des verwal-
tungsgerichtlichen Verfahrens der Einflussnahme der Bauaufsichtsbehörde. Aufgrund von
Anträgen auf Aussetzung der Vollziehung der Baugenehmigungen (§ 80 a Verwaltungsge-
richtsordnung - VwGO) kann die Ausführung von Vorhaben vor Abschluss des verwal-
tungsgerichtlichen Verfahrens unterbunden werden.

Landwirtschaftliche Gebäude fallen ohne größenmäßige Begrenzung regelmäßig in das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren nach § 75 LBO, wenn die Bauvorlagen von Ent-
wurfsverfasserinnen oder Entwurfsverfassern gefertigt sind, die nach § 71 Abs. 3 LBO bau-
vorlageberechtigt sind (§ 75 Abs. 6 LBO). Im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren hat
die Bauaufsichtsbehörde in der Regel spätestens innerhalb einer Frist von drei Monaten
nach Eingang der Bauvorlagen bei ihr, bei unvollständigen Bauvorlagen innerhalb einer
Frist von drei Monaten nach Eingang der noch einzureichenden Bauvorlagen zu entschei-
den (§ 75 Abs. 8 LBO).

Auch in anderen Bundesländern fallen landwirtschaftliche Betriebsgebäude - teilweise mit
entsprechenden Fristenregelungen - in vereinfachte Baugenehmigungsverfahren. Die Ge-
bäudegröße ist dabei jedoch teilweise begrenzt.

Landwirtschaftlich genutzte Gebäude bis zu 4 m Firsthöhe, die nur zum vorrübergehenden
Schutz von Pflanzen und Tieren bestimmt sind, sowie landwirtschaftliche Dünge- und Fut-
termittelsilos sind genehmigungs- und anzeigefrei (§ 69 Abs. 1 Nr. 22 und 32 LBO). In an-
deren Bundesländern bestehen ähnliche Regelungen, teilweise mit Unterschieden hinsicht-
lich der Abmessungen der Gebäude und baulichen Anlagen.
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Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Geflügel oder Pelztieren oder zum Halten oder
zur getrennten Aufzucht von Rindern oder Schweinen ab einer bestimmten Grösse bedür-
fen einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung (siehe Auszug aus 4. BImSchV - Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen), teilweise mit einer Umweltverträglich-
keitsprüfung.
Eine erforderliche Baugenehmigung wird durch § 13 BImSchG in diese immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung einkonzentriert.
Die verfahrensrechtlichen Anforderungen richten sich nach den Vorschriften des Bundes-
Immissionsschutzrechts und gelten damit bundeseinheitlich.
Genehmigungen in einem förmlichen Verfahren mit Beteiligung der Öffentlichkeit sind in-
nerhalb von sieben Monaten, in einem vereinfachten Genehmigungsverfahren ohne Öffent-
lichkeitsbeteiligung innerhalb von drei Monaten, jeweils nach Vorliegen vollständiger An-
tragsunterlagen, zu genehmigen.
Diese Fristen werden in Schlesiwg-Holstein in der Regel eingehalten bzw. teilweise unter-
schritten.

5. Agrarverwaltung
5.1. Wie ist der Umfang der Agrarverwaltung (Planstellen und Anzahl Vollzeit-

kräfte) in den Bundesländern?

Bundesland Agrarverwaltung 1)

Anzahl Planstellen

Agrarverwaltung 1)

Anzahl Vollzeitkräfte

Baden-Württemberg 1334 1334

Bayern 5525 5525

Berlin 5 5

Hamburg 33 33

Hessen 1500 1500

Mecklenburg-Vorpommern 242 234

Niedersachsen 1204 1217

Rheinland-Pfalz 2007 1923

Saarland 120 103

Sachsen 1458 1446

Sachsen-Anhalt 1640 1570

Schleswig-Holstein 818

ohne Küstenschutz/Häfen

825

ohne Küstenschutz/Häfen

Thüringen 845 807
1)  So wie in Schleswig-Holstein der Verwaltungszweig Küstenschutz/Häfen ausgenommen wurde, gibt es auch in ande-
ren Bundesländern Bereiche, die nicht der Agrarverwaltung im engeren Sinne zuzurechnen sind. Vielfach hängen die
Aufgabenbereiche auch vom Ressortzuschnitt ab. Die Angaben sind daher nur bedingt vergleichbar.



Drucksache 15/xxxx Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode

56

5.2. Welche Organisationsformen haben die Agrarverwaltungen in den Bun-
desländern, aufgeteilt nach staatlicher Verwaltung und landwirtschaftli-
cher Selbstverwaltung?

Neben der staatlichen Verwaltung gibt es in einigen Ländern landwirtschaftliche Selbstver-
waltungen in Form von Landwirtschaftskammern:

Bundesland Landwirtschaftskammer
Baden Württemberg Nein
Bayern Nein
Berlin Landesverband Gartenbau und Landwirtschaft Berlin-

Brandenburg e.V.
Brandenburg Nein
Bremen LWK Bremen
Hamburg LWK Hamburg
Hessen Nein
Mecklenburg-
Vorpommern

Nein

Niedersachsen LWK Hannover
LWK Weser-Ems

Nordrhein-Westfalen LWK Rheinland
LWK Westfalen-Lippe

Rheinland-Pfalz LWK Rheinland-Pfalz
Saarland LWK Saarland
Sachsen Nein
Sachsen-Anhalt Nein
Schleswig-Holstein LWK Schleswig-Holstein
Thüringen Nein

5.3. Wie werden in den einzelnen Bundesländern die Selbstverwaltungen –
soweit vorhanden – finanziert und in welcher Höhe wird die Landwirt-
schaft zur Mitfinanzierung herangezogen?

Die Selbstverwaltungen der Landwirtschaft, die in den Landwirtschaftskammern als Körper-
schaften des öffentlichen Rechts organisiert sind, werden im wesentlichen durch Gebühren,
einen allgemeinen Eigenbeitrag der Landwirtschaft (Umlage) und durch Landeszuwendun-
gen bzw. -zuweisungen finanziert. Die Zusammensetzung dieser 3 Teile ist auch vom Auf-
gabenspektrum der jeweiligen Landwirtschaftskammer abhängig. Die Gesamtanteile dieser
3 Finanzierungsarten liegen im Jahr 2001 (für Bremen 2000) zwischen 75,7% (Bremen)
und 94,9% (Hamburg; für Schleswig-Holstein beträgt dieser Anteil 83,2 %). Gründe liegen
in weiteren Einnahmen der Kammern z.B. durch Mieteinnahmen, Verkäufen, u.a.
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In den einzelnen Bundesländern gestaltet sich die Finanzierung der Landwirtschaftskam-
mern wie folgt (Basis 2001 bis auf Bremen, dort ist die Basis das Haushaltsjahr 2000):

Land Haus-
halts-
volu-
men der
LK in
Mio DM

Landszu-
wendungen
in %

Gebühren-
einnahmen
u.a. in %

Umlageauf-
kommen in
%

Umlagehöhe

Bremen 0,37 53,3 3,5 40,7 7,5 %o vom Ein-
heitswert

Hamburg 2,0 38,4 7,4 49,1 8 %o vom Einheits-
wert

155,0 41,8 28,6 20,1Niedersachsen
115,3 40,5 35,8 15,6

9 %o vom Einheits-
wert

145,9 66,7 7,8 8,9Nordrhein- West-
falen 199,0 59,8 7,8 10,3

6,5 %o vom Ein-
heitswert

Rheinland-Pfalz 45,8 33,8 24,7 26,9 6 %o vom Einheits-
wert

Saarland 8,7 70 0,3 17 150 % vom Grund-
steuermeßbetrag

Schleswig-Holstein 72,4 25,4 36,5 21,3 7 %o vom Einheits-
wert

5.4. In welcher Form und in welcher Höhe (Landesmittel 1996 bis 2000) för-
dern die Bundesländer die landwirtschaftliche Beratung?

Informationsvermittlung durch eine effiziente Beratung ist zentraler Wettbewerbsfaktor für
eine fortschrittliche Landwirtschaft. Die ökonomischen, ökologischen und sozialen Verände-
rungen im Produktionsprozess werden größer.

Die Begleitung dieser Entwicklung durch Beratung, insbesondere in Form der von den
Landwirten eigenverantworteten Ringberatung, ist ein Schwerpunkt der Landesagrarpolitik.
Die für die Beratung in den Bundesländern aufgewandten Mittel sind aus nachfolgenden
Tabellen zu ersehen.
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Förderung der landwirtschaftlichen Beratung in den Bundesländern
Staatliche Beratung (Offizialberatung, sozio-ökonomische Beratung)
Bundesland Höhe der Landesmittel in DM Form der Förderung

1996 1997 1998 1999 2000
Baden-Württemberg keine

Angabe
keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

Für Betriebe kostenfreies Bera-
tungsangebot der 35 Ämter für
Landwirtschaft

Bayern keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

Staatliche Beratung durch Ämter
für Landwirtschaft undErnährung
(650 Berater-Voll AK), 100 % Lan-
desförderung, keine Gebühren

Berlin 0,- 0,- 0,- 0,- 0,- - keine Förderung
Brandenburg 0,- 0,- 0,- 0,- 0,- - keine Förderung
Bremen 139.000 165.000 164.000 160.000 156.000 Wirtschaftsberatung, Betriebsmit-

telzuschuss, 80% der Kosten.

Hamburg 0,- 0,- 0,- 0,- 0,- - keine Förderung
Hessen keine

Angabe
keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

Neu ab 01.01.2001 durch Hessi-
sches Dienstleistungszentrum für
Lw., Gartenbau und Naturschutz

Mecklenburg-Vorpommern keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

Offizialberatung durch Landwirt-
schaftsberatung MV/SH (LMS),
Landeszuschuss in Form eines
„Verlustausgleiches“

Niedersachesen keine
Angabe

keine
Angabe

14.780.000 15.850.000 15.600.000 Zuschuss an die Landwirtschafts-
kammern ( pflichtige Selbstverwal-
tungsaufgabe ) für Beratung und
Bildungs-/Weiterbildungsarbeit

Nordrhein-Westfalen keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

Förderung der ldw. Beratung erfolgt
durch Finanzzuweisungen an die
Landwirtschaftskammern.

Rheinland-Pfalz 0,- 0,- 0,- 0,- 0,- - keine Förderung
Saarland keine

Angabe
keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

Offizialberatung, 100 % Landesför-
derung für 10 Beratungskräfte bei
der Landwirtschaftskammer

Sachsen keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

Staatliche Beratung durch 14 Ämter
für Landwirtschaft (ca. 80 Berater-
Voll AK

Sachsen-Anhalt 560.000 560.000 560.000 560.000 560.000 Sozio-ökonomische Beratung,
100% Förderung der Personal- und
Sachkosten von derzeit sieben
Beraterinnen/Beratern ( Landesbe-
dienstete ) ; keine Gebührenerhe-
bung

Schleswig-Holstein 1.830.800

1.700.000*

1.661.500

1.700.000*

1.500.000

600.000*

3.957.625

578.000*

3.973.075

560.000*

Offizialberatung, 100% Landesför-
derung, Beratung im öffentlichen
Interesse
*= Unternehmensberatung, Teilfi-
nanzierung Personal- und Sach-
kosten,
Festbetrag pro Berater,
derzeit ca. 35TDM pro volle Bera-
terstelle

Thüringen keine
Angabe

keine
Angabe

- ab 1998
nur noch
privatwirt-
schaftliche
Beratung

- ab 1998
nur noch
privatwirt-
schaftliche
Beratung

- ab 1998
nur noch
privatwirt-
schaftliche
Beratung

100% Förderung,
Beratung durch Landwirtschafts-
ämter bis 1997 einschließlich,
für Betriebe kostenfrei.
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Beratungsringe, Kontrollringe im Rahmen der GAK
Bundesland Höhe der Landesmittel in DM Form der Förderung

1996 1997 1998 1999 2000

Baden-Württemberg 3.390.000

keine
Angabe *

2.862.00

keine
Angabe *

2.802.000

keine
Angabe *

2.935.000

keine
Angabe *

3.291.000

keine
Angabe *

Förderung von privaten Beratungs-
diensten (50 % der förderfähigen
Personal- und Sachausgaben, max.
55.000,-- je volle Beratungskraft

* = Kontrollringe im Rahmen der
GAK

Bayern 3.500.000 3.500.00 3.500.00 3.500.000 3.500.000 Förderung der Ringberatung im
Bereich Erwerbsgartenbau (18
Stellen, 1,6 Mio. DM) und ökologi-
schen Landbau (19 Stellen, 1,9
Mio. DM),
förderfähig sind 70 % der Perso-
nalkosten und 40 % der Sachkos-
ten

Berlin 0,- 0,- 0,- 0,- 0,- - keine Förderung

Brandenburg
6.400.000

2.000.000

4.300.000

1.500.000

2.100.000

1.500.000

1.500.000

1.200.000

4.000.000 Landesmittel

EU- Mittel ( 2328/91, 950/99 )
Zuschuss zu Pers.- und Sachkos-
ten
sowie zu den Beratungskosten

Bremen 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 Extensivierungsberatung, Festbe-
trag, ca. 50%.

Hamburg 0,- 0,- 0,- 0,- 0,- - keine Förderung

Hessen 0,- 0,- 0,- 0,- 0,- - keine Förderung
Mecklenburg-Vorpommern 0,- 0,- 0,- 0,- 0,- keine Förderung
Niedersachsen 11.850.000

2.100.000*

9.850.000

2.100.000*

9.850.000

2.100.000*

9.050.000

2.100.000*

9.050.000

2.100.000*

Projektförderung, Anteilfinanzie-
rung,
nicht rückzahlbarer Zuschuss,
derzeit 32% der Personalkosten
*= Kontrollringe im Rahmen der
GAK

Nordrhein-Westfalen keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

keine
Angabe

Förderung der lw. Beratung erfolgt
durch Finanzzuweisungen an die
Landwirtschaftskammern.

Rheinland-Pfalz 1.700.000 1.400.000 1.424.000 1.370.000 1.570.000 Projektförderung ( Anteilfinanzie-
rung), 50 % der Personalkosten,
höchstens 50.000 DM/Berater,
Sachkostenpauschale bis zu
15.000 DM/Ring

Saarland 40.000 40.000 40.000 40.000 40.000 Für den Milchberatungsring Saar
e.V.

Sachsen 0,-- 0,-- 0,-- 0,-- 0,-- keine Förderung
Sachsen-Anhalt 4.700.000 4.700.000 3.000.000 3.000.000 3.000.000 Projektförderung, Anteilfinanzie-

rung, bis zu 100%, nicht rückzahl-
barer Zuschuß.

Schleswig-Holstein 2.500.000

540.000*

2.250.000

486.000*

2.500.000

460.000*

2.500.000

460.000*

2.500.000

520.875*

Teilfinanzierung Personal- und
Sachkosten, Festbetrag pro Bera-
ter, derzeit ca. 35TDM pro volle
Beraterstelle
*= Kontrollringe im Rahmen der
GAK,
      60% Bundesmittel, 40% Lan-
des-
      mittel

Thüringen 1.420.000 1.345.000 1.213.000 Zuschuss, bis zu 60% zu den
Personalkosten.
1998: 41.750 DM je Berater
1999: 32.000 DM
2000: 26.370 DM



Drucksache 15/xxxx Schleswig-Holsteinischer Landtag - 15. Wahlperiode

60

Förderung der landwirtschaftlichen Beratung in den Bundesländern
hier: Sonstige Förderung

Bundesland Höhe der Landesmittel in DM Fördermaßnahme

1996 1997 1998 1999 2000 Form der Förderung

Hessen 250.000

* keine
Angabe

250.000

* keine
Angabe

250.000

* keine
Angabe

250.000

* keine
Angabe

250.000

* keine
Angabe

Bauberatung; institutionelle Förderung,
Pauschale an Hess. Landgesellschaft
*Lw. Familienberatung,
1 hauptamtliche Beratungskraft

Sachsen-Anhalt 220.000 220.000 220.000 220.000 220.000 Unterhaltung des Seminars für Beratungs- und Infor-
mationswesen der Landesanstalt für Lw. und Garten-
bau,
3 Mitarbeiter des höheren Dienste, u.a. für die
Betreuung und Schwerpunktausbildung der Berater-
anwärter, die Beraterfortbildung und die Erarbeitung
von Beratungsgrundlagen

Baden-Württemberg 375.000 300.000 200.000 200.000 300.000 Förderung der Landwirtschaftlichen Familienberatung
durch private Beratungsdienste (50 ‚% der förderfähi-
gen Personal- und Sachausgaben).













































































































































































































































 

 



 

 



 

 



 

 


